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Tannenzapfen 
© U. Staudt

… wird endlich gut? Fast fünf Jahre 
dauerte die Debatte über die Anpassun-
gen der baden-württembergischen Forst-
strukturen. Ursprünglich ausgelöst durch 
die Sägeindustrie hatte das Bundeskar-
tellamt das bereits mit einer Verpflich-
tungszusage des Landes Baden-Würt-
temberg beendete Kartellverfahren wieder 
aufgegriffen. Die gesamte Branche wur-
de mit ihren unterschiedlichen Akteuren 
bundesweit in eine Debatte gezogen, die 
schnell sehr grundsätzlich wurde und un-
gelöste Konflikte offenlegte. Befürworter 
und Bewahrer staatlich kontrollierter Ein-
heitsstrukturen standen Verfechtern einer 
stärkeren Individualisierung und Eigenor-
ganisation gegenüber. Während die einen 
um den Erhalt der Gemeinwohlwirkungen 
des Waldes fürchteten, sahen die ande-
ren neue Chancen für die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der Forstbetriebe. Ak-
zentuierungen in der Diskussion stellten 
das bewährte Modell der multifunktiona-
len Forstwirtschaft, den auf Ausgleich be-
dachten Dreiklang aus Nutz-, Schutz- und 
Erholungsfunktion in Frage. Offen war lan-
ge, welche Organisationsvarianten recht-
lich zulässig, dauerhaft finanzierbar und 
landesweit umsetzbar sind. 

Auch wenn einige dieser Fragen leider 
weiterhin unbeantwortet bleiben, wurde 
mit dem Beschluss des von Minister Peter 
Hauk geführten Lenkungsausschusses zur 
Forstreform – vorerst – ein Schlussstrich 
unter die Organisationsdebatten gezogen. 
Für die Mehrheit der privaten und kom-
munalen Waldeigentümer ermöglicht das 
beschlossene „Kooperationsmodell“ (sie-

he S. 7) die gewünschte Fortführung der 
gewohnten Strukturen staatlicher Betreu-
ung. Insbesondere die flächenübergreifend 
zuständigen Revierbediensteten bleiben 
als Ansprechpartner und Vertrauensperso-
nen der Waldbesitzer erhalten und das ist 
gut so. Gut ist ebenso, dass die besondere 
Gemeinwohlverpflichtung des Kommunal-
waldes anerkannt und finanziell ausgegli-
chen wird. Und auch die Fortführung der 
indirekten Förderung für die Privatwald-
besitzer bis 5 ha ist sinnvoll, weil sie für 
über 90 % der Waldeigentümer die erfor-
derliche öffentliche Unterstützung unbü-
rokratisch gewährleistet. Auch für die grö-
ßeren privaten Forstbetriebe gibt es neue 
Förderansätze, die allerdings erst noch fi-
nanziell unterfüttert werden müssen. Das 
muss jetzt zügig geschehen. Überhaupt 
können die finanziellen Auswirkungen für 
die Waldbesitzer erst dann beurteilt wer-
den, wenn Förderbeträge und zukünftige 
Betreuungskosten klar beziffert sind. Hier 
wollen und müssen wir als Forstkammer 
„dran bleiben“.

Unklar bleibt die Organisation des pri-
vaten und kommunalen Holzverkaufs. Die 
Holzverkaufsstellen der Landkreise sind 
eine Auffanglösung. Auf Dauer kann sich 
der Waldbesitz die Aufteilung der Holzmen-
gen in über 40 getrennte Einheiten sicher 
nicht leisten. Der Aufbau eigenständiger 
und rechtssicherer Vermarktungskoope-
rationen für den Privat- und Kommunal-
wald bleibt daher eine drängende forst-
politische Aufgabe. 

Ein großer Wermutstropfen in den neuen 
Strukturen sind die weiterhin strikten Or-
ganisationsvorgaben für den Kommunal-
wald. Der kommunalen Selbstverwaltung 
bleiben im Wald enge Grenzen gesetzt. Bei 
den forstlichen Strukturen in Baden-Würt-
temberg neigt sich die Waage leider wei-
terhin mehr zur Sicherheit als zur Freiheit. 

Nun sind die Landesregierung und das 
Parlament gefordert, die Zusagen des Fach-
ministeriums einzulösen. Die Aufmerksam-
keit der Forstkammer ist hier weiter gefor-
dert. Auch, weil noch etliche Detailfragen 
zu klären sind. Ein Ende der Debatten ist 
aber absehbar. Und das ist nach fast fünf 
Jahren auch gut so. 

Ihr
Roland Burger
Präsident
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Zu den künftigen Forststrukturen in Baden-Württemberg

Kooperationsmodell zur Forstneuorganisation

Das Ministerium für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz und die Kom-

munalen Landesverbände (Landkreistag, 
Städtetag und Gemeindetag) und haben 
sich am 25. Juli 2018 auf das sogenann-
te Kooperationsmodell für die zukünftige 
Forstorganisation im Land verständigt. 

Dieses zeichnet sich durch nachfolgen-
de Eckpunkte aus. 

• Kommunale Waldbesitzer entschei-
den, ob sie die Bewirtschaftung ihrer 
Wälder in Selbstverwaltung durchfüh-
ren oder durch die Landesforstverwal-
tung wahrnehmen lassen. Die Betreu-
ung durch die Landesforstverwaltung 
kann wegen des öffentlichen Interesses 
an dieser Tätigkeit vergabefrei erfolgen. 
Wer daher bisher mit der forstlichen Be-
treuung durch die Landesforstverwal-
tung zufrieden war, kann diese im Ko-
operationsmodell wie bisher fortsetzen. 
Das Angebot des Landes erfolgt zu Ge-
stehungskosten, die um einen Gemein-
wohlausgleich reduziert sind.

• Im Rahmen kommunaler Selbstver-
waltung kann eine Kommune sowohl ei-
gene Revierleiter beschäftigen und auf 
dieser Ebene interkommunal zusammen-
arbeiten, als auch ein körperschaftliches 
Forstamt einrichten oder sich an einem 
kommunalen Zusammenschluss betei-
ligen, der ein körperschaftliches Forst-
amt bildet. Im Fall der Selbstverwaltung 
erhalten die Kommunen einen Gemein-
wohlausgleich, der die mit der besonde-
ren Allgemeinwohlverpflichtung verbun-
denen Sachkundeanforderungen an das 
forstliche Personal und die Auflagen für 
die Planmäßigkeit der Bewirtschaftung 
ausgleicht. 

Durch diesen Ansatz wird die kommu-
nale Selbstverwaltung als Alternative zur 
Betreuung durch die Forstverwaltung ge-
stärkt, denn sowohl für den Revierdienst 
mit eigenem Personal als auch für (ge-
meinschaftliche) Körperschaftliche Forst-
ämter mit eigenem Personal erfolgt eine 
finanzielle Unterstützung durch Gemein-
wohlausgleich. Durch eine Staffelung des 
Gemeinwohlausgleichs soll erreicht wer-
den, dass sich große Einheiten bei der 
Selbstverwaltung bilden. Dieser gestaf-

felte Gemeinwohlausgleich gestaltet sich 
vorbehaltlich der Abstimmung mit dem 
Finanzministerium wie folgt: Alle Kom-
munen, die eigenes Personal beschäf-
tigen, erhalten einen Grundbetrag von  
10 Euro je Hektar Kommunalwald. So-
fern ein körperschaftliches Forstamt ein-
gerichtet wird und dieses mindestens  
7.500 Hektar Körperschaftswald bewirt-
schaftet, erhalten diese zusammenge-
schlossenen Kommunen einen Aufschlag 
von zusätzlich 10 Euro je Hektar Kom-
munalwald. Ab einer Betriebsgröße von 
15.000 ha wird der Aufschlag wieder 
reduziert um 5 Euro je Hektar, da den 
Mehrbelastungen dann Effizienzvortei-
le aufgrund der Betriebsgröße gegenüber 
stehen. Unabhängig von der Betriebsgrö-
ße erhält auch ein gemeinsames körper-
schaftliches Forstamt aller Gemeinden 
eines Landeskreises inklusive des Land-
kreises selbst den Gemeinwohlausgleich 
(Grund- und Aufschlagsbetrag). Diesem 
werden vom Land zusätzlich die Mittel 
zur Übernahme der hoheitlichen Aufga-
ben übertragen.

• Die Betreuung durch die Landesforst-
verwaltung umfasst nicht den Holzverkauf. 
Das Land zieht sich aus dem Holzverkauf 
im Privat- und Kommunalwald vollstän-
dig zurück und öffnet diesen Bereich für 
Forstbetriebsgemeinschaften, Genossen-
schaften, kommunale Holzverkaufsstel-
len oder private Dienstleister.

• Die Forsteinrichtung als wichtiger 
Beitrag einer umfassenden Daseinsvor-
sorge wird wie bisher angeboten und fi-
nanziert.

• Die kostenfreie, umfassende Beratung 
der Waldbesitzer bleibt staatliche Aufga-
be der unteren Forstbehörden. Die Bera-
tung erfolgt wie bisher durch qualifizier-
te, sachkundige Forstbeamte.

• Im Privatwald werden mehrjährige 
Betreuungsverträge mit sachkundigen 
Dienstleistern (untere Forstbehörden, 
Dritte) direkt gefördert. Zur Vermeidung 
von „weißen Flecken“, d. h. ausbleiben-
den Betreuungsangeboten, gibt es für 
Privatwaldbesitzer unter 5 Hektar eine 

indirekte Förderung fallweiser Betreu-
ungsleistungen zu landeseinheitlichen 
Sätzen durch die unteren Forstbehörden. 

• Forstbetriebsgemeinschaften werden 
im Ausbau ihres forstlichen Leistungs-
angebots (z. B. Holzverkauf, Angebote 
von forstlichen Dienstleistungen) und 
auf dem Weg zu ihrer weiteren Professi-
onalisierung unterstützt. Dies fördert die 
Eigenverantwortung der Waldbesitzer.

• Umfang und Inhalte der direkten För-
derung im Privatwald werden gestärkt, 
dabei soll besonderes Augenmerk auf eine 
waldbesitzerfreundliche Abwicklung von 
Antrags- und Bewilligungsverfahren ge-
richtet werden.

Die Arbeit in der neuen Forstorgani-
sation soll am 01. 01. 2020 aufgenommen 
werden. Zu diesem Zeitpunkt sollen alle 
gesetzlichen Regelungen in Kraft getre-
ten sein. Dazu ist es erforderlich, dass 
das Gesetzgebungsverfahren mit zeitli-
chem Vorlauf abgeschlossen sein muss.

Ministerium für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz Baden-Württemberg

Weiß GmbH Holzentrindung
Harlachweg 15
72229 Rohrdorf

Tel. 0 74 52 / 9 30 80
Fax 0 74 52 / 9 30 82

weiss@weissholzentrindung.de

www.weissholzentrindung.de
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Urteil vom 12. Juni 2018

BGH Entscheidung zur Holzvermarktung in BW
Sachverhalt: 

Das Bundeskartellamt sah in der Na-
delrundholzvermarktung des Landes Ba-
den-Württemberg, welches neben dem 
Holz aus dem Staatswald auch das von 
Privaten und Kommunen verkaufte, einen 
Verstoß gegen Vorschriften des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen und 
leitete deshalb 2001 ein Verfahren gegen 
das Land ein. Beide Parteien einigten sich 
auf das weitere Vorgehen, welches 2008 
in einer Verpflichtungszusage für bin-
dend erklärt wurde. Aufgrund neuer, ab 
2012 durchgeführter Ermittlungen kam 
das Bundeskartellamt zu dem Ergebnis, 
dass der zuvor festgelegte Schwellenwert 
von 3.000 ha nicht ausreiche, um das Ziel 
einer wettbewerblichen Angebotsstruk-
tur zu erreichen. 2015 hob das Bundes-
kartellamt seine Verpflichtungszusagen-
entscheidung vom 9. Dezember 2008 auf 
und erließ eine Abstellungsverfügung, der 
es einen Schwellenwert von 100 ha zu-
grunde legte. Hierbei untersagte es dem 
Land auch, unter bestimmten weiteren 
Voraussetzungen für betroffene Waldbe-
sitzer die jährliche Betriebsplanung, die 
forsttechnische Betriebsleitung und den 
Revierdienst durchzuführen. 

Bisheriger Prozessverlauf: 

Die Beschwerde des Landes gegen 
diese Verfügung des Bundeskartellamts 
wurde vom Oberlandesgericht Düsseldorf 
im Wesentlichen zurückgewiesen. Nach 
Auffassung des Oberlandesgerichts war 
das Bundeskartellamt zu einer Wieder-
aufnahme des Verfahrens gemäß § 32b 
Abs. 2 Nr. 1 GWB berechtigt. 

Entscheidung des Bundes-
gerichtshofs: 

Auf die Rechtsbeschwerde des Landes 
hat der Bundesgerichtshof die Entschei-
dung des Beschwerdegerichts sowie die 
Entscheidung des Bundeskartellamts vom 
9. Juli 2015 aufgehoben. 

Der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs 
hat entschieden, dass eine Verpflichtungs-
zusagenentscheidung nicht allein deshalb 
aufgehoben und das Abstellungsverfahren 
wieder aufgenommen werden kann, weil 
der Kartellbehörde nachträglich wesent-
liche Tatsachen bekannt werden, die be-
reits im Zeitpunkt der Entscheidung vor-
gelegen haben. 

Das nachträgliche Bekanntwerden we-
sentlicher Umstände berechtigt die Kar-

tellbehörde nur dann zur Wiederaufnahme 
des Verfahrens, wenn diese Umstände – 
wie insbesondere bei neuen wissenschaft-
lichen Erkenntnissen – entweder zuvor 
allgemein unbekannt waren oder wenn 
solche Umstände von der Kartellbehör-
de deshalb nicht in Erfahrung gebracht 
werden konnten, weil sie mit ihrer Aufde-
ckung durch weitere Ermittlungen nicht 
rechnen musste. Entsprechendes gilt für 
die Prognose, die die Kartellbehörde hin-
sichtlich der Auswirkungen der Verpflich-
tungszusagen auf die Marktverhältnisse 
anstellt. Eine ausbleibende positive Ent-
wicklung des Wettbewerbs kann nur dann 
zur Wiederaufnahme des Verfahrens be-
rechtigen, wenn sie unvorhersehbar war. 

Da diese besonderen Voraussetzungen 
für eine Wiederaufnahme des Abstellungs-
verfahrens nach § 32b Abs. 2 Nr. 1 GWB 
im Streitfall nicht erfüllt waren, war die 
Verfügung des Bundeskartellamts schon 
aus verfahrensrechtlichen Gründen aufzu-
heben. Damit hatte der Bundesgerichts-
hof nicht darüber zu entscheiden, ob und 
gegebenenfalls in welchem Umfang die 
Holzvermarktungspraxis des Landes Ba-
den-Württemberg kartellrechtswidrig ist. 

Bundesgerichtshof PM 103.2018 / 
Forstkammer

Von 2001 bis 2008 und von 2012 bis 
2018 dauerten die beiden Kartell-

verfahren wegen der gebündelten Holz-
vermarktung gegen das Land Baden-
Württemberg. An ihrem Ende steht eine 
letztinstanzliche Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs. Sie lässt grundlegen-
de Fragen zur kartellrechtlichen Zuläs-
sigkeit der waldbesitzartübergreifenden 
Holzvermarktungsstrukturen unbeant-
wortet. Dies mag mit Blick auf Schadens-
ersatzrisiken hilfreich sein. Kartellrechtli-
che Leitlinien für eine Reformierung der 
Holzvermarktung sucht man in der Ent-
scheidung des Bundesgerichtshofs aller-
dings auch vergebens. Nachfolgend sol-
len einige Ansätze aus kartellrechtlicher 
Sicht gezeigt werden.

Strukturen der Holzvermarktung
Zukunftsfähig und im Einklang mit dem Kartellrecht

Kartellverfahren abgeschlossen – 
was bleibt?

Das Kartellverfahren gegen das Land Ba-
den-Württemberg wegen der gebündel-
ten Holzvermarktung endete mit der Ent-
scheidung des Bundesgerichtshofs am 12. 
Juni 2018. Was nach Abschluss des Ver-
fahrens bleibt:

•  eine Entscheidung des Bundesge-
richtshofs.

Sie hebt den Beschluss des Oberlandes-
gerichts Düsseldorf und die ihm zugrunde 
liegende Untersagungsverfügung des Bun-
deskartellamts aus verfahrensrechtlichen 
Gründen auf. Das Kartellverfahren hat, so 
der Bundesgerichtshof, nicht mit der Be-

gründung wiederaufgenommen werden 
können, die tatsächlichen Verhältnisse 
haben sich geändert. Mit einer Änderung 
der tatsächlichen Verhältnisse sind aus-
schließlich objektive Veränderungen der 
Sachlage gemeint. Aufgrund von Ermitt-
lungsdefiziten erst nachträglich gewonne-
ne Erkenntnisse und die bloße Beseitigung 
von Fehlvorstellungen des Bundeskartell-
amts bewirken für sich genommen kei-
ne relevante Änderung der tatsächlichen 
Verhältnisse. Sie stellen daher auch kei-
nen Wiederaufnahmegrund dar.

• ein Beschluss des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf und eine Entscheidung des 
Bundeskartellamts.

Beide wurden durch die Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs zwar formal auf-
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gehoben. Sie haben somit rechtlich kei-
nen Bestand. Über die gerichtlichen und 
kartellbehördlichen Feststellungen zur 
Kartellrechtswidrigkeit der gebündelten 
Holzvermarktung in Baden-Württemberg 
hatte der Bundesgerichtshof jedoch nicht 
zu entscheiden. Sie stehen daher unwi-
dersprochen weiter im Raum.

•  eine Verpflichtungszusage des Lan-
des Baden-Württemberg.

Darin hat sich das Land Baden-Württem-
berg verpflichtet, nichtstaatliche forst-
wirtschaftliche Kooperationen in keiner 
Weise zu behindern und im Sinne einer 
Hilfe zur Selbsthilfe zu fördern. Diese Ver-
pflichtung gilt weiterhin; sie ist zeitlich 
unbefristet formuliert. Ein Verstoß gegen 
die Verpflichtungszusage würde das Bun-
deskartellamt zur Wiederaufnahme des 
Kartellverfahrens berechtigen.

Holzmärkte im Wandel

Während das Kartellverfahren seinen Ab-
schluss gefunden hat, dauert der Wandel 
der Holzmärkte weiter an. Dieser Wandel 
bringt erhebliche Herausforderungen für die 
Waldeigentümer mit sich. Insbesondere der 
Konzentrationsprozess auf der Marktgegen-
seite schreitet weiter voran. Immer größe-
re Sägewerke fragen immer größere Holz-
mengen nach. Die zunehmende Bedeutung 
des Schienenwegs macht den Holztrans-
port auch über größere Strecken wettbe-
werbsfähig. Auf der anderen Seite stehen 
die Waldeigentümer als regional orientier-
te Holzanbieter – mit ihren historisch ge-
wachsenen Strukturen, ihren besonderen 
forstwirtschaftlichen Produktionsbedin-
gungen und ihrer eingeschränkten An-
passungsfähigkeit an Veränderungen des 
Marktgeschehens.

Waldeigentümer können versuchen, die-
sen Wandel der Holzmärkte allein zu bewäl-
tigen. Die wirtschaftliche Vernunft legt je-
doch Kooperationen nahe, um die eigenen 
strukturellen Defizite auszugleichen, die 
Schlagkraft auf dem Holzmarkt zu erhöhen 
und ein Gegengewicht zu großen Unter-
nehmen auf der Marktgegenseite zu bilden. 
Derartige Kooperationen von Waldeigentü-
mern sind regelmäßig Kooperationen zwi-
schen Wettbewerbern auf dem Holzmarkt. 
Deshalb müssen solche Kooperationen die 
Grenzen des Kartellrechts kennen und be-
rücksichtigen. Auch innerhalb dieser kar-
tellrechtlichen Grenzen gibt es jedoch eine 
Vielzahl zulässiger Kooperationsformen.

Kooperationsformen für die 
Holzvermarktung

1. Forstwirtschaftliche Zusammen-
schlüsse
Anerkannte Forstbetriebsgemeinschaf-
ten (FBG) und forstwirtschaftliche Verei-
nigungen (FV) gehören zu den forstwirt-
schaftlichen Zusammenschlüssen, für die 
das Bundeswaldgesetz (§ 40 BWaldG) eine 
Ausnahme von der Anwendung des Kar-
tellverbots vorsieht. FBG und FV erlauben 
eine Kooperation von Waldeigentümern 
bei der Waldbewirtschaftung einschließ-
lich der gebündelten Holzvermarktung. Sie 
sind anzuerkennen, solange sie einen we-
sentlichen Wettbewerb auf dem Holzmarkt 
bestehen lassen. Wesentlicher Wettbewerb 
besteht fort, wenn neben dem forstwirt-
schaftlichen Zusammenschluss weite-
re Anbieter die betreffenden Erzeugnis-
se aktiv auf dem Markt anbieten. Anders 
formuliert: Solange der Staatsforst als An-
bieter auf dem Holzmarkt tätig ist, besteht 
allein aus diesem Grund ein wesentlicher 
Wettbewerb fort, so dass selbst große forst-
wirtschaftliche Zusammenschlüsse nicht-
staatlicher Waldeigentümer anzuerkennen 
sind, wenn sie die weiteren Vorausset-
zungen des Bundeswaldgesetzes erfüllen.

Kartellrechtlich privilegiert sind alle Be-
schlüsse von FBG und FV, soweit sie die 
forstwirtschaftliche Erzeugung oder den 
Absatz von Forsterzeugnissen betreffen. 
Das gilt für die gemeinsame Bewirtschaf-
tung des Waldes bis hin zum gebündelten 
Holzverkauf. Das kartellrechtliche Privileg 
erstreckt sich allerdings nur auf Abspra-
chen (Beschlüsse) innerhalb einer FBG 
oder FV. Wettbewerbsbeschränkende Ab-
sprachen zwischen verschiedenen FBG 
werden vom Kartellrechtsprivileg nicht 
mehr erfasst und unterliegen dementspre-
chend uneingeschränkt der Anwendung 
des Kartellverbots – es sei denn, es ge-
lingt, die kooperierenden FBG unter dem 
Dach einer FV zusammenzufassen. In die-
sem Fall sind auch Absprachen zwischen 
den FBG kartellfrei.

Bestehen Bedenken gegen eine zu weit-
gehende Vergemeinschaftung, lässt sich 
der Aufgabenbereich einer FBG oder FV 
auf Teilbereiche der Waldbewirtschaftung 
beschränken. Auch FBG und FV, die sich 
ausschließlich um die Holzvermarktung ih-
rer Mitglieder kümmern, sind unter den 
weiteren Voraussetzungen des Bundes-
waldgesetzes anzuerkennen und profitie-
ren dann vom Kartellrechtsprivileg.

2. Forstwirtschaftliche Genossen-
schaften
Genossenschaften sind eine weitere Mög-
lichkeit der gemeinsamen Waldbewirt-
schaftung und der gebündelten Holz-
vermarktung. Sie verfolgen den Zweck, 
den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mit-
glieder durch einen gemeinschaftlichen 
Geschäftsbetrieb zu fördern. Dieser För-
derauftrag ist das zentrale Merkmal ei-
ner eingetragenen Genossenschaft. Aus 
dem Förderauftrag ergibt sich das nicht 
entziehbare Recht eines jeden Mitglieds, 
von seiner Genossenschaft innerhalb der 
gesetzlichen und statuarischen Regelun-
gen Leistungen einzufordern.

Genossenschaften sind kartellrechtlich 
nur eingeschränkt privilegiert. Wettbe-
werbsbeschränkungen innerhalb einer 
Genossenschaft werden vom Kartellrecht 
nur akzeptiert, soweit sie im konkreten 
Einzelfall erforderlich sind, um den För-
derauftrag und das Funktionieren der Ge-
nossenschaft zu gewährleisten. Es gibt 
jedoch kein generelles kartellrechtliches 
Genossenschaftsprivileg in der Forst-
wirtschaft. Absprachen zwischen forst-
wirtschaftlichen Genossenschaften über 
Preise, Mengen oder Kunden sind ganz 
normal an den allgemein gültigen Regeln 
des Kartellrechts zu messen. Sie bedürfen 
einer kartellrechtlichen Rechtfertigung, 
die nicht im Wesen der Genossenschaft 
selbst zu finden ist.

3. Forstwirtschaftliche Arbeitsge-
meinschaften
Arbeitsgemeinschaften sind eine kar-
tellrechtlich privilegierte Kooperations-
form. Typische Beispiele finden sich in der 
Baubranche, in der sich kleine und mitt-
lere Bauunternehmen in Arbeitsgemein-
schaften zusammentun, um gemeinsam 
ein großes Bauprojekt zu realisieren. Das 
Kartellrecht erlaubt solche Arbeitsgemein-
schaften, wenn durch sie ein neuer Markt 
eröffnet oder die konkrete wirtschaftliche 
Betätigung der Kooperationspartner auf 
einem bestehenden Markt erst ermög-
licht wird. Der kartellrechtliche Arbeits-
gemeinschaftsgedanke trägt dabei dem 
Umstand gebührend Rechnung, dass es 
im Wirtschaftsleben wiederholt Situatio-
nen gibt, in denen es einem einzelnen Un-
ternehmen aus tatsächlichen oder wirt-
schaftlichen Gründen unmöglich ist, sich 
als selbstständiger Anbieter allein dem 
Wettbewerb zu stellen, während derartige 
Hinderungsgründe bei einem gemeinsa-
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men Marktauftritt entfallen. Kartellrecht-
lich zulässige Arbeitsgemeinschaften sind 
daher Kooperationen mehrerer selbststän-
diger Unternehmen, die durch Bündelung 
ihrer Leistungskraft bei gleichzeitiger Ko-
ordination ihres Auftretens gegenüber der 
Marktgegenseite die Möglichkeit schaf-
fen, eine bestimmte am Markt nachge-
fragte Leistung zu erbringen.

In seiner Entscheidung zur Holzvermark-
tung in Baden-Württemberg hat das Ober-
landesgericht Düsseldorf der Einrichtung 
dauerhafter forstwirtschaftlicher Arbeits-
gemeinschaften relativ enge Grenzen ge-
zogen. Danach ist ein Waldeigentümer be-
reits dann in der Lage, als selbstständiger 
Anbieter wirtschaftlich sinnvoll auf dem 
Holzmarkt aufzutreten, wenn er über eine 
Fläche von mehr als 100 Hektar verfügt. 
Dies ändert jedoch nichts daran, dass pro-
jektbezogene Arbeitsgemeinschaften auch 
unter Beteiligung von Waldeigentümern 
mit größeren Flächen kartellrechtlich zu-
lässig sind, wenn und soweit der einzelne 
Waldeigentümer bezogen auf ein solches 
konkretes Projekt nicht in der Lage ist, die 
Nachfrage am Markt zu bedienen. Dabei 
ist es gleichgültig, woran diese Markt-
fähigkeit scheitert: an einer zu geringen 
Holzmenge, an einer unzureichenden Ver-
triebs-, Transport- oder Logistikinfrastruk-
tur oder schlicht am Fehlen ausreichender 
Kontakte zur Marktgegenseite. Beispiel: 
Fragt ein Sägewerk oder eine Einkaufs-
kooperation von Sägewerken gebündelt 
größere Holzmengen nach, können sich 
auch Waldeigentümer mit größeren Flä-
chen an einer Arbeitsgemeinschaft betei-
ligen, wenn und soweit sie erst gemein-
sam in der Lage sind, diese nachgefragte 
Holzmenge aufzubringen. Ist eine solche 
Arbeitsgemeinschaft kartellrechtlich zu-
lässig, sind es auch die notwendig mit 
ihr verbundenen Wettbewerbsbeschrän-
kungen. Die Arbeitsgemeinschaft kann 
dann projektbezogen für ihre Mitglieder 
Holzmenge und -sortiment und auch ei-
nen gemeinsamen Verkaufspreis für das 
Holz festlegen.

4. Mittelstandskooperationen
Schließlich gilt: Selbst wenn forstwirt-
schaftliche Kooperationen den Wettbe-
werb auf dem Holzmarkt spürbar be-
schränken, können sie als sogenanntes 
Mittelstandskartell (§ 3 GWB) von der 
Anwendung des Kartellverbots freige-
stellt und damit kartellrechtlich zuläs-
sig sein. Dies ist stets der Fall, wenn die 

forstwirtschaftliche Kooperation eine Ra-
tionalisierung wirtschaftlicher Vorgänge 
bewirkt, den Wettbewerb auf dem Holz-
markt nicht wesentlich beeinträchtigt 
und zudem dazu dient, die Wettbewerbs-
fähigkeit kleiner und mittlerer Forstunter-
nehmen zu verbessern.

Rationalisierungsmaßnahmen sind sol-
che, die bei den beteiligten Unternehmen 
das Verhältnis zwischen betrieblichem 
Aufwand und Ertrag verbessern. Rationa-
lisierungseffekte können sich auch aus ei-
ner Vergemeinschaftung des Holzverkaufs 
ergeben. Nach Ansicht des Bundeskartell-
amts liegt die kritische Grenze für eine 
nicht wesentliche Beeinträchtigung des 
Wettbewerbs bei einem Marktanteil der 
Mittelstandskooperation von 10 – 15 Pro-
zent, wenn die Kooperation auch Abspra-
chen über wesentliche Wettbewerbspa-
rameter wie Preise, Mengen oder Kunden 
beinhaltet. Darüber hinaus sollen kleine 
und mittlere Unternehmen von der kar-
tellrechtlichen Freistellung einer Mittel-
standskooperation profitieren. Maßgeb-
lich ist ein horizontaler Größenvergleich. 
Soweit der Staatsforst über einen ver-
gleichsweise hohen Marktanteil verfügt, 
dürfte es sich daher bei der überwiegen-
den Zahl nichtstaatlicher Waldeigentü-
mer um kleine und mittlere Unterneh-
men handeln.

§ 46 BWaldG

In Reaktion auf das Kartellverfahren in 
Baden-Württemberg hat der Gesetzge-
ber Anfang 2017 den § 46 neu ins Bun-
deswaldgesetz eingefügt. Im Anwen-
dungsbereich des deutschen Kartellrechts 
fingiert er (unwiderleglich), dass wettbe-
werbsbeschränkende Beschlüsse und 
Vereinbarungen über die der Holzver-
marktung nicht zuzurechnenden forst-
wirtschaftlichen Maßnahmen von der 
Anwendung des Kartellverbots freige-
stellt sind. Im Anwendungsbereich des 
europäischen Kartellrechts gilt lediglich 
eine widerlegliche Vermutung der Frei-
stellung. Ziel der Norm ist es, ein staat-
liches Angebot vorbereitender forstwirt-
schaftlicher Dienstleistungen auch in den 
Fällen aufrechterhalten zu können, in de-
nen der Staatsforst nicht nur Forstdienst-
leister, sondern zugleich Wettbewerber 
auf dem Holzmarkt ist.

Ob § 46 BWaldG überhaupt irgendein 
praktischer Nutzen zukommt, wird erst 
die Zukunft zeigen. Das Oberlandesge-

richt Düsseldorf hat erhebliche Zweifel an 
der Vereinbarkeit dieser Norm mit höher-
rangigem europäischem Kartellrecht ge-
äußert. Nach Ansicht des Gerichts ver-
fügt der deutsche Gesetzgeber nicht über 
die Kompetenz, eine Norm zu erlassen, 
die den Anwendungsbereich des europä-
ischen Kartellrechts einschränkt und zu-
dem im Widerspruch zu Regelungen des 
europäischen Kartellrechts steht.

Unabhängig davon noch ein abschlie-
ßender Hinweis: § 46 BWaldG als solcher 
enthält entgegen einem weit verbreiteten 
Missverständnis keine Verpflichtung der 
Landesforstverwaltungen, staatliche Forst-
dienstleistungen im Wettbewerb diskri-
minierungsfrei und zu Gestehungskosten 
anzubieten. Eine solche Formulierung fin-
det sich zwar in der Begründung zum Ge-
setzentwurf. Gesetzlich normiert ist diese 
Verpflichtung jedoch nicht in § 46 BWaldG, 
sondern in den allgemeinen kartellrecht-
lichen Regelungen der §§ 18 ff. GWB. Und 
diese Regelungen setzen zusätzlich vo-
raus, dass die Landesforstverwaltungen 
als Anbieter von Forstdienstleistungen 
auf den relevanten Dienstleistungsmärk-
ten marktbeherrschend oder zumindest 
relativ marktmächtig sind, wobei zu-
mindest Zweitgenanntes häufig der Fall 
sein dürfte.

Fazit

Das Kartellverfahren hat am 12. Juni 2018 
seinen Abschluss gefunden. Die Forst-
neuorganisation in Baden-Württemberg 
schreitet voran. Das Kartellrecht bietet 
den privaten und kommunalen Waldei-
gentümern erhebliche Spielräume, um 
die Bewirtschaftung ihres Waldes und 
die Vermarktung ihres Holzes in eigenen 
Kooperationen zu organisieren – seien es 
Forstbetriebsgemeinschaften, forstwirt-
schaftliche Vereinigungen, Genossen-
schaften oder Arbeitsgemeinschaften. 
Je stärker diese Spielräume genutzt wer-
den, desto selbstbestimmter werden pri-
vate und kommunale Waldeigentümer zu-
künftig entscheiden können, ob und in 
welchem Umfang sie ihren Wald selbst 
bewirtschaften oder ihn durch private 
Forstdienstleister, kommunale Holzver-
kaufsstellen und/oder die Landesforstver-
waltung bewirtschaften lassen.

Dr. Christian Heinichen, 
Rechtsanwalt BEITEN BURKHARDT  

Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
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Forstkammer-Ausschuss beschließt Maßnahmenpapier

Zukunft für den Privatwald

Die privaten Waldeigentümer in Ba-
den-Württemberg sehen sich aktu-

ell mehreren großen Herausforderungen 
ausgesetzt. Die Forstreform führt für viele 
engagierte Forstbetriebe zu erheblichen 
Kostensteigerungen. Die Holzvermark-
tungsstrukturen müssen weiterentwi-
ckelt werden, um zukünftig ohne den 
Staatswald die immer größer werdende 
Distanz zwischen kleinteiligem Holzan-
gebot und großen Holzkonzernen zu über-
brücken. Die klimatischen Veränderungen 
treffen den Wald mit seinen langfristigen 
Wachstumsprozessen in besonderer Wei-
se. Steigende Temperaturen, zunehmen-
de Dürreperioden und häufigere Wetter-
extreme schädigen die Wälder direkt, 

begünstigen Insektenkalamitäten und 
die Ausbreitung neuer Schädlinge. Der 
Nutzungsdruck durch die Freizeitgestal-
tung der Bevölkerung nimmt seit Jahren 
kontinuierlich und unabhängig von der 
Waldbesitzart zu. Verschiedene Freizeit-
formen, wie die Anlage von Singletrails 
für Mountainbikes oder das Fahren mit 
Segways und anderen motorisierten Fort-
bewegungsmitteln gehen inzwischen 
deutlich über das waldgesetzlich legiti-
mierte Betretensrecht hinaus. Und trotz 
des insgesamt guten und stabilen Zu-
stands der Biodiversität im Wald werden 
von den privaten Eigentümern unter der 
Überschrift der Gemeinwohlverpflich-
tung beständig weitere Maßnahmen ge-

fordert, die zu Einschränkungen und zu-
sätzlichen Kosten führen.

Von diesem Hintergrund und ange-
sichts der weiterhin offenen Fragen zur 
zukünftigen Unterstützung der Waldbe-
sitzer hat der Ausschuss der Forstkam-
mer das Papier „Zukunft für den Privat-
wald“ beschlossen. Dort wird ein Bündel 
an Maßnahmen für die Überwindung der 
dargestellten Herausforderungen definiert 
und auch der insgesamt nötige Finanzbe-
darf beziffert. Das Papier soll als Grund-
lage für die weiteren Diskussionen über 
die zukünftige Förderpolitik für den Pri-
vatwald dienen. 

1. Stärkung der forstwirtschaftlichen Zusammen-
schlüsse in Baden-Württemberg

Aufgrund der Separierung des Staatswaldes, der Einstel-
lung der staatlichen Holzverkaufsdienstleistung und der be-
stehenden kartellrechtlichen Verpflichtungen des Landes ist 
die Stärkung der Zusammenschlüsse in den nächsten Jahren 
eine vorrangige forstpolitische Aufgabe. Dabei ist es das Ziel, 
dass mittelfristig die Holzvermarktung im Nichtstaatswald 
in der Regel von privaten und körperschaftlichen Kooperati-
onen organisiert wird. Hierfür sind neue Förderansätze und 
der Abbau rechtlicher Hemmnisse notwendig. Insgesamt be-
steht in den nächsten zehn Jahren für diese Maßnahmen ein 
Finanzbedarf von 80 Millionen Euro.

2. Stärkung der Beratung der Waldbesitzenden

Die kostenfreie forstfachliche Beratung ist und bleibt auch 
in Zukunft eine zentrale Maßnahme zur Unterstützung der 
privaten Waldbesitzenden und trägt zur Stärkung der nach-
haltigen Forstwirtschaft im Privatwald bei. Bislang wird der 
Aufwand für die Beratung aber häufig deutlich unterschätzt. 
Zukünftig wird es noch wichtiger werden, dass Beratende auf 
bewirtschaftungsferne Waldeigentümer aktiv zugehen. Hier-
zu muss die forstliche Offizialberatung personell und organi-
satorisch gestärkt werden. 

Für die Beratung im Privatwald besteht ein jährlicher Fi-
nanzbedarf von 10 Millionen Euro.

3. Sicherstellung der Waldpflege im Kleinprivatwald

Um die nachhaltige Waldpflege des Kleinprivatwaldes zu un-
terstützen und den Wegfall der indirekten Förderung durch 
vergünstige Dienstleistungsgebühren zu kompensieren, wer-
den forstpolitische Instrumente benötigt, die der Problematik 

der Kleinstrukturiertheit Rechnung tragen. Im Kleinstprivat-
wald wird daher auch in Zukunft eine fallweise Unterstüt-
zung durch institutionelle Förderung sinnvoll sein. Darüber 
hinaus ist die Förderung von Bewirtschaftungsverträgen er-
forderlich, die Kleinprivatwaldbesitzende bis 200 ha mit forst-
lichen Dienstleistern abschließen. Die Dienstleistungskosten 
für die Waldbesitzenden können auf diese Weise auf dem bis-
herigen Niveau gehalten werden.

Für die Sicherstellung der Waldpflege werden jährlich 6 
Millionen Euro benötigt.

4. Gemeinwohlausgleich für öffentliche Leistungen

Die Privatwaldbesitzenden übernehmen auf 35 % der Lan-
deswaldfläche Verantwortung für die multifunktionale und 
nachhaltige Waldbewirtschaftung. Öffentliche Leistungen 
der Waldbesitzenden, die über die Waldpflege und Bewirt-
schaftung hinaus gehen, müssen entsprechend der Aussa-
gen des Koalitionsvertrags der Landesregierung öffentlich fi-
nanziert werden – unabhängig von der Betriebsgröße. Hierzu 
bedarf es neben der Fortführung der bestehenden waldbau-
lichen Fördermaßnahmen eines umfassenden Vertragsnatur-
schutzprogrammes. 

Der Finanzbedarf für diesen Bereich beträgt 6 Millionen 
Euro pro Jahr.

5. Klimaanpassung und Kalamitätsprävention

Die aktuellen Waldschäden in Niedersachsen, Bayern und 
Österreich führen die Notwendigkeit vor Augen, die Wäl-
der an den Klimawandel anzupassen und die Vorsorge für 
Kalamitäten zu verbessern. Hierzu muss in erster Linie der 
klimagerechte Waldumbau konsequent fortgeführt werden, 
wobei auch der Anbau standortangepasster, klimaresisten-

Das Programm „Zukunft für den Privatwald“ enthält folgende Maßnahmenpakete:
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ter Baumarten außerhalb des bisherigen Baumartenspekt-
rums zielführend ist. Zur Vorbereitung für großflächige Scha-
dereignisse ist ergänzend zu den bestehenden Maßnahmen 
des integrierten Waldschutzes die gezielte Anlage zentraler 
Nasslager erforderlich. Außerdem sollte die Information und 
Schulung der Waldbesitzenden zu den Themen Klimawandel 
und Schadensprävention gestärkt werden. Für diesen Bereich 
werden insgesamt rund 8 Millionen Euro pro Jahr benötigt.

6. Förderung der forstfachlichen Bildung und Prävention

Ein umfassendes forstliches Fortbildungsangebot spielt eine 
wichtige Rolle für den Know-How-Transfer und die Stärkung 
einer kompetenten Bewirtschaftung der privaten Wälder. Au-
ßerdem wird dadurch ein wichtiger Beitrag zur Unfallpräven-
tion und Arbeitssicherheit im Privatwald geleistet. Für Hof-
nachfolger forstlicher Betriebe wird ein ausreichendes Angebot 
von Ausbildungsplätzen benötigt. 

Für diese Aufgaben werden in den nächsten zehn Jahren 
10 Millionen Euro benötigt.

7. Kampagne für Gemeinschaftswälder

Auf freiwilliger Basis gebildete Gemeinschaftswälder mit 
ideellen Eigentumsanteilen bieten eine gute Möglichkeit, 
um Strukturnachteile im Kleinprivatwald zu überwinden und 
gleichzeitig das breit gestreute Waldeigentum aufrecht zu er-
halten. Verschiedene Realgenossenschaften in Baden-Würt-
temberg zeigen das große Potenzial derartiger Organisatio-
nen. Durch eine gezielte Kampagne könnten diese Ansätze 
auch in anderen Fällen mehr verwirklicht werden. 

Hierfür werden in den nächsten zehn Jahren 10 Millionen 
Euro benötigt. 

Die vollständige Fassung des Programms „Zukunft für den 
Privatwald“ ist auf der Homepage der Forstkammer verfügbar.

Forstkammer

Aus der Bundespolitik

DFWR verabschiedet „Berliner Erklärung“ 
zur Unterstützung des Privatwalds

Vom 24. bis zum 26. Juni fand die 
68. Jahrestagung und Mitglieder-

versammlung des Deutschen Forstwirt-
schaftsrates (DFWR) unter dem Motto 
„Perspektiven für den Privatwald – An-
sprache, Beratung, Betreuung, Bewirt-
schaftung“ in Berlin statt. Im Verlauf der 
Gespräche einigte sich die organisierte 
deutsche Forstwirtschaft auf die „Ber-
liner Erklärung – Forstwirtschaft 
braucht Zukunft“, die einstimmig durch 
die Mitgliederversammlung verabschie-
det wurde und sich an die Politik richtet. 

Die Berliner Erklärung spricht die Be-
deutung der Forstwirtschaft sowie ihrer 
Bedrohungen durch Klimawandel mit all 
den damit verbundenen Folgen für die 
Waldbesitzenden auf der einen und den 
demographische Veränderungen auf der 

anderen Seite an. 
Dabei hebt sie die 
besondere Situati-
on des Kleinprivat-
waldes hervor. Deutlich wird in der Erklä-
rung, dass die Folgen aber künftig auch 
Auswirkungen auf die gesamte Gesell-
schaft haben werden, da selbstverständ-
liche Schutz- und Erholungsfunktionen 
nicht mehr ohne Gegensteuern erhalten 
werden können. Sie fordert – vor allem 
vor dem Hintergrund der notwendigen 
Förderreformen hin zu direkter Förde-
rung – ein klares Bekenntnis von Bund 
und Ländern für die Unterstützung von 
Waldbesitzenden sowie deren Zusam-
menschlüsse auf verschiedenen Ebenen. 
Neben den notwendigen finanziellen Mit-
teln und einem Ausbau der Informations-

bereitstellung für die Waldbesitzenden 
sind auch politische Anpassungen not-
wendig, wie beispielsweise die Beseiti-
gung vergaberechtlicher Hindernisse für 
Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 
sowie die Verankerung öffentlich-recht-
licher Zusammenschlüsse im Bundes-
waldgesetz. Die Berliner Erklärung sieht 
in den Maßnahmen eine „historische Ver-
pflichtung zum Wohl der gesamten Ge-
sellschaft und künftiger Generationen“. 

Unter www.dfwr.de kann die Berliner 
Erklärung abgerufen werden.

DFWR / Forstkammer
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Aus der Bundespolitik

Erste wichtige Weichen für Forstwirtschaft 
gestellt

Das Bundeslandwirtschaftsministeri-
um hat bereits erste wichtige Wei-

chen für die Forstwirtschaft gestellt“, sag-
te Philipp zu Guttenberg, Präsident der 
AGDW – Die Waldeigentümer, anlässlich 
der 100-Tage-Bilanz (21. Juni 2018) von 
Bundesministerin Julia Klöckner. Dazu 
zähle das Kommunikations- und Infor-
mationszentrum Wald und Holz sowie 
die Benennung des ersten Waldbeauf-
tragten des Bundesministeriums.

Insbesondere das neu geschaffene Kom-
munikationszentrum, das bei der Fach-
agentur Nachwachsende Rohstoffe (FNR) 
angesiedelt ist, wird für die Waldeigentü-
mer einen wichtigen Stellenwert einneh-
men. Forschungsergebnisse sollen hier 
gebündelt und an Waldbesitzer und Öf-
fentlichkeit vermittelt werden. 

„Der Fokus muss auf dem Kleinprivat-
wald und den Forstwirtschaftlichen Zu-
sammenschlüssen liegen, die mit der an-
stehenden Strukturreform vor einer der 
größten Herausforderungen stehen. Hier-
zu brauchen wir eine waldpolitische Of-
fensive“, forderte zu Guttenberg. Diese 
Offensive müsse zwei Schwerpunkte ha-
ben: Erstens politische Maßnahmen, wie 
sie von Bundesministerin Julia Klöckner 
jetzt vorgestellt wurden. Zweitens pas-
sende Fördermaßnahmen wie z. B. die 
direkte Förderung der Beförsterung des 
Kleinprivatwaldes und die beihilferecht-
liche Anerkennung der gezielten Förde-
rung Forstwirtschaftlicher Zusammen-
schlüsse durch die Europäische Union.   

Da Wald und Waldbewirtschafter in 
Deutschland mit vielfältigen Ansprüchen 
konfrontiert werden, sei die Institutionali-
sierung eines Waldbeauftragten der Bun-
desregierung ein wichtiger politischer 
Meilenstein. „Mit Cajus Caesar hat die 
Forstwirtschaft einen hochkompetenten 
und kommunikationsstarken Ansprech-
partner“, sagte der AGDW-Präsident. Der 
künftige Waldbeauftragte soll als „Bot-
schafter des Waldes“ zwischen Politik, 
Verbänden und Gesellschaft vermitteln. 

„Ich freue mich auf diese Aufgabe“, sag-
te Cajus Caesar, der erste Waldbeauftrag-
te in der Geschichte der Bundesrepublik. 

„Wichtig ist mir eine enge Zusammenar-
beit mit den Waldbesitzern, die unsere 
Wälder vorbildlich bewirtschaften, und 
deren Leistungen mehr Anerkennung 
erfahren müssen.“ Insgesamt möchte er 
der Bedeutung der Waldwirtschaft einen 
Schub geben und darüber hinaus einen 
Schwerpunkt auf die Waldpädagogik und 
-bildung legen. Des Weiteren betonte Cae-
sar, dass es ihm wichtig sei, die Wald-
besitzer in künftige Regelungen bereits 
im Vorfeld mit einzubeziehen, dies gel-
te gerade für die Erarbeitung der Wald-
strategie 2050.

Für den AGDW – Präsidenten ist auch 
die Weiterentwicklung der Waldstrategie 
ein positives Signal – erst recht, da die 
Einbeziehung der Verbände sowie eine 

langfristige Planung der Waldentwick-
lung auf der Agenda steht. Und auch der 
jüngste Start des Europäische Forstinsti-
tuts (EFI) mit Sitz in Deutschland sei ein 
guter Schritt. Das Institut soll das um-
fangreiche Forschungswissen in Europa 
im Bereich Wald und Umwelt für die Mit-
gliedstaaten und die europäischen Ent-
scheidungsträger aufbereiten.

„Da die Forstwirtschaft angesichts tief-
greifender Veränderungen auf nationaler 
wie europäischer Ebene unter einem ho-
hen Reformdruck steht, sind diese Maß-
nahmen ein wichtiger Schritt in die rich-
tige Richtung“, sagte zu Guttenberg.

AGDW – Die Waldeigentümer

© Forstkammer

Anzeigenhotline:
Heidi Grund-Thorpe

Telefon 0 84 44 / 9 19 19 93

E-Mail: kontakt@grund-thorpe.de 
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Aus der Bundespolitik

Beim Verbändegespräch des Clusters Forst 
und Holz mit Bundes ministerin Klöckner

Die Verbandsspitze der AGDW war 
am 20. Juni 2018 zu einem Verbän-

degespräch des Clusters Forst und Holz 
mit Bundesministerin Julia Klöckner ein-
geladen. Norbert Leben, Präsident des 
Waldbesitzerverbandes Niedersachsen, 
und Roland Burger, Präsident der Forst-
kammer Baden-Württemberg und Bür-
germeister der Stadt Buchen, haben die 
Anliegen der Waldeigentümer vertreten. 
Vor dem Hintergrund des Kartellverfah-
rens standen Forderungen rund um eine 
direkte Förderung für den Kleinprivat-
wald auf der Agenda der Verbandsspitze. 

„Wir brauchen einen Marshallplan für 
den Kleinprivatwald, der mit den Folgen 
der Strukturreform am meisten zu kämp-
fen hat “, sagte Norbert Leben. Unterstüt-
zung bei der Beförsterung wie auch für 
die Weiterbildung der forstlichen Akteu-
re stehen hier im Vordergrund. 

Roland Burger forderte darüber hin-
aus die Freistellung der Kommunen vom 
Vergaberecht beim Holzverkauf über die 
Forstwirtschaftlichen Zusammenschlüs-
se nach § 40 BWaldG. „Die kommunalen 
Waldbesitzer brauchen größere Spielräu-
me beim Holzverkauf, um auf dem Markt 
nicht das Nachsehen zu haben“, sagte 
Burger. Dies sei gerade vor dem Hinter-
grund wachsender Schadereignisse wie 
Stürme oder Orkane von zunehmender 
Bedeutung. 

 AGDW – Die Waldeigentümer

Die Forderungen der AGDW beim Verbändegespräch: 

Kartellverfahren

•  Erweiterung des Förderrahmens durch Anhebung der De-minimis-Rege-
lungen für Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse

•  Beihilferechtliche Anerkennung der gezielten Förderung der Zusammen-
schlüsse zur Professionalisierung durch die Europäische Union 

•  Übergang von einer indirekten Förderung zu einer direkten Förderung 
der Beförsterung des Kleinprivatwaldes unter Wahrung des Diskrimi-
nierungsverbotes 

•  Freistellung von Kommunen vom Vergaberecht beim Holzverkauf über 
Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse nach § 40 BWaldG

•  „Marshallplan“ für den Kleinprivatwald

Weitere Forderungen

•  Pflanzenschutz

›  Beschleunigte Zulassung vor dem Hintergrund des Klimawandels 
und der steigenden Gefahr von Kalamitäten durch Witterungsextreme

›  Unbürokratische Zulassung von Bekämpfungsmaßnamen durch 
Luftfahrzeuge im drohenden Kalamitätsfall 

›  Kalamitätsfall (Nadelverlust über 90 Prozent) mit geringerem Schwel-
lenwert neu definieren 

›  Finanzielle Entschädigung im Falle untersagter Bekämpfungs-
maßnahmen

•  Runder Tisch für das Cluster Forst & Holz im BMEL 

•  Flächendeckender Ausbau der Fortbildung der Waldbesitzer durch ent-
sprechende Förderprogramme

•  Paneuropäische Waldkonvention neu initiieren

Forstpflanzenlieferung mit Herkünften
Pflanzungen und Aufforstungen
Kultur- und Jungbestandspflege
Bau von Wildschutzzäunen
Rent a Förster

Grün Team GmbH
Eberhardzell / Hummertsried
Fon: 07358/96199-0 · Fax: -19
info@gruenteam.net · gruenteam.net

Andreas Krill
Dipl. Forst.Ing. (FH)

Michael Bleichner
Dipl. Forst.Ing. (FH)
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An die Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Bundesregierung möchte auch in der neuen Legislaturperiode die 
Einrichtung so genannter Wildnisgebiete vorantreiben. Daher hat sie ei-
nen „Wildnisfonds“ eingerichtet, der den Landesregierungen Geld für 
den Kauf von Waldflächen zur Verfügung stellt und mit einer Summe von 
rund 10 Millionen Euro pro Jahr (!) ausgestattet ist. Gesucht werden Flä-
chen ab einer Größe von 500 Hektar. Die Bundesregierung möchte damit 
ihrem Ziel, aus zwei Prozent der Waldfläche so genannte Wildnisgebie-
te zu machen, näherkommen.  
Daher meine Bitte: Passen Sie auf! Lassen Sie sich nicht ködern von vermeintlich „guten“ Angeboten! Unseren Wäl-
dern, unserer Forstwirtschaft und unserer Gesellschaft wird mit der Umsetzung der „Wildnis“-Ideologie kein Gefallen ge-
tan. Dieses Projekt der Bundesregierung destabilisiert die Wälder, es verschwendet Steuergelder und konterkariert eine 
nachhaltige und multifunktionale Waldbewirtschaftung. Wälder, die über Jahrzehnte oder Jahrhunderte nachhaltig be-
wirtschaftet und gepflegt wurden, werden sich selbst überlassen. Dort darf kein Holz geerntet, Bäume dürfen nicht vor 
Zerstörung (wie z. B. Schädlingsbefall) geschützt werden. Zum Teil dürfen die Wälder von den Bürgern, die mit ihren Steu-
ergeldern den Wildnisfonds finanzieren, nicht betreten werden. Während Wälder in Deutschland stillgelegt werden, wird 
Holz aus Ländern importiert, die sich an keine Umwelt- oder Sozialstandards halten. Das dürfen wir nicht unterstützen! 
Mit unserer nachhaltigen Waldbewirtschaftung stehen wir für eine Balance aus Ökonomie und Ökologie. Wir leisten 
einen großen Beitrag zur Stabilität der Wälder, zum Klimaschutz, zur Wertschöpfung und zur Belebung des ländlichen 
Raumes. Wir produzieren einen wunderbaren Rohstoff – das Holz – und sorgen dafür, dass sich Menschen im Wald er-
holen können. Dieses Pfund dürfen wir uns nicht aus der Hand nehmen lassen. 
Meine Bitte ist: Werben Sie für uns und unsere nachhaltige Forstwirtschaft! Und wenn Sie Wald verkaufen möchten, 
dann an Menschen, die sich dem Wald und der nachhaltigen Waldbewirtschaftung verbunden fühlen.
Ihr
Philipp zu Guttenberg
Präsident der AGDW – Die Waldeigentümer 

Stellungnahme der Forstkammer

FFH Verordnungsverfahren BW

Baden-Württemberg wird die Fauna-
Flora-Habitat (FFH)-Gebiete künftig 

in einer Verordnung festschreiben1 (sie-
he Waldwirt 02/2018). Hintergrund ist die 
Aufforderung der EU an die Mitglieds-
staaten, die Gebietsabgrenzung sowie 
die Erhaltungsziele aller FFH-Gebiete 
in einem rechtlichen Rahmen zu veran-
kern. Das Land-Baden-Württemberg be-
schränkt sich auf diese Pflichtvorgaben 
der EU, was die Forstkammer sehr be-
grüßt. Alle Erhaltungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen werden nach wie vor 
Gegenstand der Managementpläne sein.

Der Beteiligungsprozess des jetzigen 
FFH-Verordnungsverfahrens richtete sich 
an die Öffentlichkeit sowie die Träger öf-
fentlicher Belange. Die Forstkammer nutz-
te die Möglichkeit, sich zu dem Verfahren 
und den geplanten Neuerungen zu äußern. 

Alle FFH-Gebiete werden in Karten 
mit dem Maßstab 1:5.000 konkretisiert. 
Der bisherige Maßstab 1:25.000 reicht 
nicht mehr aus. Die Forstkammer kriti-
sierte, dass im Zuge dieser Konkretisie-
rung der Grenzverläufe in Summe häufig 
eine Flächenerweiterung stattfand, die 
auch in großen Teilen den Wald betref-
fen. Nicht selten wurden die Grenzen um 
mehr als 50 m erweitert – ein Vorgang, 
der nach dem „Handbuch für die Erstel-
lung von Management-Plänen“ nicht mehr 
als Konkretisierung sondern als Gebiets-
erweiterung angesehen wird. Die Än-
derungen bedürfen laut dem Handbuch 
neben einer fachlichen Begründung ei-
ner Konsultation der Flächeneigentümer, 
die aber regelmäßig nicht stattfand, wie 
die Forstkammer durch einige betroffe-
ne Mitglieder erfuhr. Die Eigentümer wa-

ren zwar über die allgemeinen Bekannt-
machungen aufgerufen worden, sich im 
Rahmen des Beteiligungsprozesses zu 
äußern, die „Beweislast“ lag jedoch auf 
Seiten der Flächeneigentümer und nicht 
auf Seiten der Verwaltung. Die Forstkam-
mer forderte deshalb von den jeweiligen 
Regierungspräsidien, die Nachkonsulta-
tion der betroffenen Waldbesitzenden un-
bedingt vor Ende des Verfahrens nach-
zuholen. 

Mit Blick auf die Erhaltungsziele für 
die FFH-relevanten Arten und Lebens-
raumtypen verwies die Forstkammer 
auf die Notwendigkeit eines Vertrags-
naturschutzprogrammes, das es für den 
Wald in Baden-Württemberg noch immer 
nicht gibt. Viele Lebensraumtypen und 
Arten sind bewirtschaftungsabhängig. 
Da die Verpflichtung der Erhaltung so-
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wie ggf. Wiederherstellung von Lebens-
räumen sich an das Land richtet, müssen 
die privaten und kommunalen Waldbesit-
zenden deshalb bei der Umsetzung der 
Erhaltungsziele von Seiten des Landes  
unterstützt werden. 

Einzelne Erhaltungsziele sind aus Sicht 
der Forstkammer außerdem zu ändern. So 
ist bei einigen Lebensraumtypen (z. B. 
Hainsimsen-Buchenwälder, Waldmeister-
Buchenwälder) der Erhalt „des Anteils an 
Totholz und Habitatbäumen“ als Ziel de-
finiert. Unter Berücksichtigung der natür-
lichen Entwicklungsdynamik kann kein 
fester Anteil an solchen Strukturen er-
halten werden, weshalb eine Änderung 
auf Erhalt „eines hinreichenden Anteils“ 
gefordert wurde.

Bei diversen Arten (z. B. Grünes Be-
senmoos, Rogers Goldhaarmoos, Ere-
mit, usw.) wurde als Erhaltungsziel die 
Erhaltung von „potentiellen“ Trägerbäu-
men ausgewiesen. Das ist aus Sicht der 
Forstkammer kein Erhaltungsziel sondern 
ein Entwicklungsziel. Die Beibehaltung 
dieser Formulierung würde das zu erhal-
tende Habitat für den Bewirtschafter auf 

eine nicht mehr nachvollziehbare Weise 
vergrößern. Deshalb sind die Erhaltungs-
ziele auf aktuell konkret besiedelte Ha-
bitate zu beschränken. Gleiches gilt für 
die Erhaltungsziele, bei denen der Erhalt 
von „Verdachtshabitaten“ (z. B. Heldbock 
und Eremit) oder die pauschale Erweite-
rung der Habitate durch Erhalt der „umge-
benden Bäume“ (z. B. Grünes Besenmoos) 
bzw. des „umgebenden Waldes“ (Europä-
ischer Dünnfarn) ausgewiesen wurde.

Die Erhaltungsziele des Bibers fordern 
den Erhalt von „durch den Biber gefällten 
und von diesem noch genutzten Bäumen“. 
Damit wird dem Flächenbewirtschafter 
die Möglichkeit genommen, den wirt-
schaftlichen Schaden zu begrenzen und 
die gefällten Bäume wenn möglich noch 
zu vermarkten. Diese Anforderung bei die-
ser für den Flächeneigentümer ohnehin 
schon problematischen Art hält die Forst-
kammer für nicht zumutbar und sprach 
sich für die Streichung dieses Ziels aus.

Es sind die Flächenbewirtschafter, die 
die Lebensraumtypen und Arthabitate 
im Wald in der Vergangenheit erschaffen 
oder erhalten haben. Daher ist aus Sicht 

der Forstkammer grundsätzlich entschei-
dend, dass die FFH-Verordnungen in Ba-
den-Württemberg praktikabel gestaltet 
sind, Bewirtschaftungseinschränkun-
gen wo möglich vermieden werden. Ob 
die FFH-Verordnungen tatsächlich keine 
weiteren Einschränkungen für die Be-
wirtschafter mit sich bringen, wie auch 
in der Verordnungsbegründung betont 
wird, muss in dieser Pauschalität be-
zweifelt werden. Die allgemeinverbind-
lichen, detaillierten Verordnungen stel-
len eine andere Rechtsqualität dar als 
das generelle Verschlechterungsverbot. 
Es wird letztlich darauf ankommen, wie 
die Verordnungen umgesetzt werden. Hier 
ist die Verwaltung gefordert, die berech-
tigten Interessen der Waldbewirtschaf-
ter zu berücksichtigen. 

Forstkammer

1 Die Abgrenzungen und Erhaltungsziele der Vogelschutz-
gebiete, die zusammen mit den FFH-Gebieten das euro-
paweite Schutzgebietsnetz Natura 2000 bilden, wurden 
in Baden-Württemberg bereits 2010 in einer Verordnung 
festgeschrieben.

G. J. Steingaesser &  
Comp. Forstservice GmbH

Zweigbetrieb:
G. J. Steingaesser &  

Comp. Forstservice GmbH
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Waldfunktionenkartierung in Baden-Württemberg

Aktuelle Erholungswaldkarten nun verfügbar

Dass Wald für die Lebensqua-
lität und die Sicherheit in Ba-

den-Württemberg von wesentlicher 
Bedeutung ist, muss man seinen Ei-
gentümern nicht erläutern. Mit der 
Nutzung und Pflege der Wälder tra-
gen Forstbetriebe über das Jahr hin-
weg zum Boden-, Wasser- und dem 
Klimaschutz bei. Die wichtigsten die-
ser so genannten Waldfunktionen 
werden in Baden-Württemberg flä-
chig in Karten dargestellt. Sie hel-
fen vor allem den Fachbehörden, 
aber zum Beispiel auch kommuna-
len Planungsträgern dabei, der Be-
deutung der jeweiligen Waldfläche 
gerecht zu werden. Im Mittelpunkt 
vieler Diskussionen steht dabei der-
zeit vor allem der Wald als Erho-
lungsraum. Das Land hat daher bei 
der Forstlichen Versuchs- und For-
schungsanstalt eine Aktualisierung 
der Erholungswaldkarten in Auftrag 
gegeben. Die Ergebnisse stehen den 
Fachbehörden nun zur Verfügung.

Die Erfassung der Waldfunktionen in 
einer Karte und deren Fortschreibung 
sind in Baden-Württemberg gesetzlich 
vorgeschrieben (§ 7 LWaldG). Die entspre-
chenden Karten, also etwa die Erholungs-
waldkartierung, können eine Grundlage 
für forstbetriebliche Planungsprozesse 
sein. So übernehmen öffentliche Forst-
betriebe diese Information regelmäßig in 
ihre Forsteinrichtung. So kann etwa bei 
der Waldrandgestaltung oder der Hiebs-
planung auf die besondere Erholungssitu-
ation vor Ort Rücksicht genommen wer-
den. In der Verwaltungspraxis sind die 
Erholungswaldkarten vor allem eine Ba-
sis für Stellungnahmen der Forstbehör-
den in ihrer Funktion als Träger öffent-
licher Belange. Insofern sind sie für die 
Arbeit der Forstbehörden auch verbind-
lich. Die Erholungswaldkartierung dient 
somit vor allem als Instrument für die 
Walderhaltung und als Grundlage für ver-
schiedene Fachplanungen. Zukünftig ist 
denkbar, dass sie auch im Rahmen von 
Maßnahmen der Besucherlenkung, für 
die Zertifizierung von Erholungswald 
oder der Forstlichen Förderung Bedeu-
tung gewinnt. 

Durch die Neuabgrenzung ändert sich 
an der rechtlichen Situation für die Wald-
besitzer im Land grundsätzlich nichts. 
Für private oder kommunale Forstbetrie-
be lassen sich aus der Kartierung wei-
terhin keine zusätzlichen Bewirtschaf-
tungseinschränkungen oder besondere 
Verkehrssicherungspflichten ableiten. 
Es liegen lediglich eine neue Kulisse und 
neue Bezeichnungen von Intensitätsstu-
fen vor. Es sind auch keine Auswirkun-
gen auf das Erholungsverhalten der Men-
schen zu erwarten, etwa in dem Sinne, 
dass kartierte Flächen stärker frequen-
tiert würden. 

Die bisherige Kartierung stammt aus 
dem Jahr 1988 und war inzwischen nach 
30 Jahren aufgrund der deutlich verän-
derten Erholungssituation in die Jahre 
gekommen. Vor allem liegen inzwischen 
aber auch verbesserte Methoden für eine 
Erfassung und Modellierung des Wald-
besuchs in Baden-Württemberg vor. Die 
Altkartierung beruhte im Wesentlichen 
noch auf Erfahrungswissen und Schät-
zungen der Praktiker vor Ort. Eine Folge 
davon war, dass es etwa an administra-
tiven Grenzen zu wenig plausiblen Aus-
sagen gekommen war. 

Insofern stellt die Neuabgrenzung des 
Erholungswaldes aus inhaltlicher Sicht 

eine Aktualisierung und aus methodi-
scher Sicht auch eine Verbesserung dar. 
Sie stützt sich auf ein an der FVA und 
der Universität Freiburg entwickeltes 
Modell, das die potenzielle Inanspruch-
nahme des Waldes darstellt. Vor allem 
die Forstwissenschaftler Wurster, Sel-
ter, Röder und Mohaupt haben dafür viel 
Gehirnschmalz und manches graue Haar 
gelassen. Das schließlich erzielte Ergeb-
nis zeigt, in welchen Wäldern potenziell 
mit vielen Besuchenden gerechnet wer-
den muss bzw. in welchen Wäldern eher 
weniger Menschen zu erwarten sind. Die 
neue Erholungswaldkarte bildet somit 
nicht die tagesaktuell beobachtete Nut-
zung durch Erholungssuchende ab, son-
dern das Potenzial von Wald für die Fre-
quentierung durch Besucher. Das hat vor 
allem die Vorteile, dass die Karten zum 
einen nun landesweit einheitlich und 
nachvollziehbar erstellt wurden sowie 
zum anderen auch zukünftig relativ ein-
fach an sich ändernde Besuchsgewohn-
heiten angepasst werden können.

Die Darstellung des Erholungswaldes 
erfolgt in Abstufungen, die die Intensität 
ausdrücken. Die Zuordnung richtet sich 
danach, wie viele Menschen potenziell 
im Wald anzutreffen sind:

Abbildung 1: Erholungswaldkartierung im Raum Freiburg
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Stufe 1a: Wald mit sehr großer Be-
deutung für die Erholung im ur-
banen Umfeld (wird nur in Verdich-
tungsräumen und Randzonen von 
Verdichtungsräumen ausgewiesen)

Stufe 1b: Wald mit großer Bedeu-
tung für die Erholung

Stufe 2: Wald mit relativ großer Be-
deutung für die Erholung

Waldflächen, die keiner dieser Stufen 
zugeordnet sind, können natürlich auch in 
einem gewissen Umfang für Erholungs-
zwecke genutzt sein. Ihr Potenzial wird 
aber diesbezüglich nicht als besonders 
hoch eingeschätzt. Abbildung 1 zeigt 
ein Beispiel aus dem Raum Freiburg, in 
dem es sowohl im stadtnahen Bereich 
wie auch im touristisch genutzten Um-
feld viel Erholungswald gibt.

Blickt man auf die Ergebnisse der lan-
desweiten Kartierung, so spiegelt sich da-
rin die seit den 1980er Jahren veränderte 
Erholungssituation im Land wieder. Die 
aktuelle Erholungswaldkulisse ist deut-
lich größer als die von der alten Kartie-
rung ausgewiesene. Der Erholungswald-
anteil ist von früher 28 % auf jetzt 71 % der 
Waldfläche angestiegen. Eine unmittel-
bare Vergleichbarkeit der Zahlen ist we-
gen der Unterschiede in der Methode zwar 
nicht möglich. Der Zuwachs ist dennoch 
plausibel. Er ist vor allem dadurch zu er-
klären, dass die neue Kartierung die in 
vielen Studien beobachtete flächige Zu-
nahme und die Diversifizierung der Er-
holungsnutzung abbildet. 

Unter den Eigentumsarten haben nach 
wie vor die kommunalen Waldbesitzenden 
mit 40,6 % prozentual den größten Anteil 
an der Erholungswaldkulisse inne (Tabel-
le 1). Die Karten und deren Bilanzierung 
zeigen aber auch, dass Erholungsnutzung 
auch für viele private Forstbetriebe eine 
wesentliche Rahmenbedingung für das 
tägliche Wirtschaften im Wald darstellt 
(Abbildung 2).

Prof. Dr. Ulrich Schraml,  
FVA Baden-Württemberg,  

Abteilung Wald und Gesellschaft

Abbildung 2: Wald: Produktionsstätte und Erholungsort auf einer Fläche  (Bild: Schraml)

Hintergrundinformationen zur Modellierung
Während in den 1980er Jahren die Erholungswaldkulisse durch orientierende 
Zählungen von Waldbesuchenden und v. a. qualifizierten Expertenschätzungen 
hergeleitet wurde, baut die Neuabgrenzung des Erholungswaldes aus dem Jahr 
2018 auf sozialempirischen Befragungen und einer Modellierung auf Basis Geo-
graphischer Informationssysteme (GIS) auf. Dieses neue Verfahren wurde von 
der FVA auf wissenschaftlicher Grundlage entwickelt und breit getestet bzw. 
evaluiert. Es handelt sich um eine Abbildung der potenziellen Inanspruchnah-
me von Wald an (Spitzen-)Tagen. Basis dafür sind repräsentative Umfragen un-
ter Menschen in Baden-Württemberg und die kartographische Erfassung erho-
lungsrelevanter Landschaftsattraktionen. Die Modellierung baut auf sogenannten 
Quellgebieten auf. Diese sind Siedlungen und Parkplätze. Prinzip der Erholungs-
waldabgrenzung im Rahmen der Waldfunktionenkartierung ist eine flächenhaf-
te Kartierung, um den Wirkungen und Leistungen der Wälder auf die Gemein-
wohlleistungen gerecht zu werden. Im Rahmen der Modellentwicklung fanden 
außerdem mehrere veraltungsinterne und externe Validierungen durch Forstbe-
triebe und deren Vertretungen statt. 

Die Karten können zeitnah unter 
www.geoportal-bw.de abgerufen werden: 
Kartenkatalog (rechter Rand) > Themen: Um-
welt > Karten > Umwelt > FVA Waldfunkti-
onenkartierung Erholungswald. 
In die Karte muss hineingezoomt werden, 
um die schraffierten Flächen zu sehen.

Tabelle 1: Prozentualer Anteil der Waldbesitzarten an der Erholungswaldkulis-
se nach Stufen.

Großprivatwald Privatwald Kommunalwald Staatswald Sonstige

Stufe 1a 0,7 14,0 59,6 23,9 1,8

Stufe 1b 3,9 23,2 46,3 24,5 2,1

Stufe 2 8,3 29,6 35,6 24,1 2,4

Gesamt 6,4 26,5 40,6 24,2 2,3

Stufe 1a: Wald mit sehr großer Bedeutung für die Erholung im urbanen Umfeld; Stufe 1b: Wald mit großer Bedeu-
tung für die Erholung; Stufe 2: Wald mit relativ großer Bedeutung für die Erholung.
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Erhebliche regionale Marktunterschiede – 
Industrieholzmärkte stabil
Forstbetriebe in Baden-Württemberg mit durchweg befriedigender Geschäftslage

Die Holzabsatzmärkte der Forstbe-
triebe in Baden-Württemberg wei-

sen derzeit große regionale Unterschiede 
auf. Ein einheitliches Lagebild lässt sich 
kaum zeichnen. Die regionalen Marktun-
terschiede ergeben sich vor allem aus der 
Höhe anfallender Kalamitätsnutzungen 
innerhalb des Landes, aber auch aus den 
Fernwirkungen von Kalamitäten außer-
halb Baden-Württembergs. Während der 
westliche Schwarzwald von Sturm- und 
Käferkalamitäten bisher weitgehend ver-
schont geblieben ist, ist der Süden und 
Osten des Landes stark betroffen. Teil-
weise wurde dort wohl das Ausmaß der 
Sturmwürfe und die Dynamik der Po-
pulationsentwicklung von Borkenkäfern 
unterschätzt, so dass Holzeinschlag, Rü-
ckung und Transport in schwierigem Um-
feld neu zu organisieren waren und Ver-
kaufsverhandlungen unter Druck gerieten. 
Andererseits berichten Betriebe auch im 
Süden und Osten von bislang überschau-
baren Käferschäden. Entsprechend weit 
ist derzeit die Preisspanne für Fichten-
stammholz im Land. Sie reicht von knapp 
über 90 Euro/Fm für Frischholzlieferun-
gen in Altverträge bis rund 60 Euro/Fm 
für Käferholz. Noch ist der letztendliche 
Umfang der Käferkalamitäten und deren 
Marktwirkung nicht absehbar. 

Die Meldebetriebe berichten für den Juli 
2018 weit überwiegend (83 %) von einer 
befriedigenden allgemeinen Geschäfts-
lage. Nur wenige Forstbetriebe melden 
eine gute bzw. schlechte Geschäftsla-
ge. Die Nachfrage nach Fichtenstamm-
holz hat im Juli nachgelassen. Zwei Drit-
tel der Befragten melden eine rückläufige 
Entwicklung beim Langholz, Abschnitte 
sind geringfügig weniger betroffen. Pa-
lettenholz wird weitgehend unverändert, 
Papierholz sogar leicht zunehmend nach-
gefragt. Die Preise von Nadelstammholz 
stehen im Juli allgemein unter Preisdruck. 
Die Preise von Nadelindustrieholz, ein-
schließlich Fichtenpapierholz, sind da-
gegen weitgehend stabil. 

Die Teilmärkte der Forstbetriebe werden 
sich in den kommenden Monaten voraus-
sichtlich unterschiedlich entwickeln. Das 

Umfeld für die Vermarktung von Fichten-
stammholz wird schwierig bleiben und 
maßgeblich von der Höhe des Käferholz-
anfalls bestimmt werden. Kieferstamm-
holz wird voraussichtlich unverändert, 
Douglasienstammholz leicht zunehmend 
gefragt werden. Preislich werden jedoch 
auch die Rothölzer nach oben klar gede-
ckelt sein. Kurzfristige Lichtblicke dürf-
te es beim Laubholzabsatz geben. Ers-
te Gespräche und Vertragsabschlüsse 
deuten beim Buchenstammholz auf eine 
gute Nachfrage und steigende Preise. 

Ein Ende des Eichenbooms ist ohnehin 
nicht in Sicht. Generell positiv sind auch 
die Aussichten für den Absatz der Nicht-
Stammholzsortimente. Wegen der in der 
Regel meist bis zum Jahresende laufen-
den Verträge werden sich die Preise je-
doch kurzfristig nicht ändern. Mittelfristig 
ist eine spürbare Erholung der Industrie-
holzmärkte zu erwarten. Etliche Unter-
nehmen dieser Abnehmerbranchen in-
vestieren ihre aktuellen Gewinne in die 
Ausweitung von Produktionskapazitäten.

Dr. Franz-Josef Lückge
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Neue Artikelreihe zur Holzverwendung Teil 1: Holztrends

Passt unsere Holzproduktion zu  
den nachge fragten Holzprodukten?

Holz ist einer der wichtigsten Roh-
stoffe in Deutschland. Trotz stetiger 

Nutzung wächst in Deutschland deutlich 
mehr Holz nach als geerntet wird. Zudem 
ist Deutschland das europäische Land mit 
den höchsten Holzvorräten. Aber passt 
der Vorrat zu den Verarbeitungstrends? 

Eine Übersicht 

Bezogen auf Baden-Württemberg hat 
der Holzvorrat, vor allem im kleinen und 
mittleren Privatwald, pro Hektar seit 
1987 stetig zugenommen. Der Vorrat im 
Großprivatwald hingegen ist gesunken. 
Die Anteile der Fichte sind auf der ba-
den-württembergischen Gesamtfläche 
von 230.716 Vfm m. R. im Jahre 1987 auf  
200.127 Vfm m. R. (Stand 2013) gesun-
ken. Die Fichte ist damit über die Regio-
nen hinweg die Baumart mit dem stärks-
ten Rückgang. Deutliche Zunahmen auf 
der Fläche haben die Tanne und vor al-
lem die Buche zu verzeichnen. Ebenso 
konnten die Douglasie und Laubholzar-
ten wie z. B. die Eiche einen Zuwachs 
verzeichnen. 

Hinsichtlich des Zuwachses pro Hek-
tar und Jahr ist Baden-Württemberg im 
Ländervergleich nach wie vor spitze. Al-
lerdings ist dieser seit dem Jahr 2002 um 
1,5 Vfm/ha/a gesunken, was mit dem stär-
keren Anteil der Laubhölzer zusammen-
hängt. Das steigende Bestandsalter führt 
zusätzlich zu einem Wuchsrückgang. Zu-
sammenfassend kann über unsere Haupt-
baumarten gesagt werden, dass mehr Bu-
che zu- und weniger Fichte nachwächst, 
als genutzt werden.

Die Holzbilanzen für die Bundesrepu-
blik geben Aufschluss darüber, wie viel 
Holz nachgefragt und in welche Verbrau-
chergruppen das Holz fließt. Der pro Kopf 
Verbrauch von Holz und Holzprodukten 
ist seit 1991 von knapp 1,1 m³ pro Jahr 
auf 1,47 m³ im Jahr 2015 angestiegen. Der 
Gesamtverbrauch in Deutschland im Jahr 
2015 beläuft sich auf ca. 119 Mio. m³, das 
ist ungefähr so viel wie in unseren Wäl-
dern jährlich nachwächst. Geerntet wer-
den aber nur knapp 75 Mio. Fm. 

Nach wie vor ist Nadelholz sehr gefragt 
und an der Spitze steht unverändert die 
Fichte. Das wird sich wohl auch nicht so 
schnell ändern. Die Fichte ist ein sehr viel-
seitiges Holz, das sowohl im chemischen 
wie im konstruktiven Bereich sehr gute 
Eigenschaften besitzt. Auch in der Holz-
stoff- und Zellstoffproduktion wird stärker 
auf Nadelholz gesetzt. Im Jahr 2015 ver-
brauchten diese insgesamt 10 Mio. Fm 
Rohholz (davon ca. 8 % Laubholz). 

Holzwege 

Zwar ist Holz ein europaweit gehandeltes 
Gut, dennoch ist es in regionale Struktu-
ren eingebettet. Der überwiegende Anteil 
des eingesetzten Holzes wird innerhalb 
der Region bzw. innerhalb von Deutsch-
land und seinen Nachbarregionen verar-
beitet und verwendet. 

Die Transportdistanzen bleiben in der 
Regel überschaubar und halten sich in ver-
tretbaren Grenzen. Der nicht erneuerba-
re Primärenergieverbrauch beim Einsatz 
von Holz ist damit geringer als beim Ein-

satz nicht nachhaltig verfügbarer Rohstof-
fe. Wertschöpfung und Dienstleistungen 
bleiben überwiegend in der Region und 
vor allem im ländlichen Raum. Der Anteil 
des Clusters Forst und Holz an der gesam-
ten Wirtschaftsleistung des Landes kann 
sich sehen lassen. Mit mehr als 1,1 Milli-
onen Arbeitnehmern beschäftigt dieser 
Wirtschaftszweig in Deutschland mehr 
Menschen als die Automobilindustrie. 

Trends im Anwendungsbereich

Größter Abnehmer von Rundholz ist nach 
wie vor die Sägeindustrie mit knapp 40 
Mio. Fm pro Jahr. Auch hier liegt die Do-
minanz bei den Nadelholzsägern mit der 
Ausrichtung auf industrielle Massen-
ware. Der Trend geht weiterhin zu einer 
stärkeren Standardisierung der Sägepro-
dukte und der Bauprodukte, um gleich-
bleibende Qualitäten anbieten zu können 
und Gewährleistungspflichten in der An-
wendung gerecht zu werden. Größte Ab-
nehmer sind der Holzbau gefolgt von der 
Verpackungsindustrie. 

Abb. 1: Sägerauhes Listenbauholz ist im Bausektor durch Konstruktionsvollholz (KVH) weit-
gehend abgelöst.  © proHolzBW
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Die Anforderungen sind in beiden Be-
reichen stetig gewachsen und vor allem 
im Baubereich unterliegen diese stren-
gen Kriterien der Sortierung und Kenn-
zeichnung. So wurde über die letzten 
Jahre das meist sägerauhe Listenbau-
holz durch das standardisierte Konstruk-
tionsvollholz (KVH) weitgehend abgelöst. 
Ebenfalls haben die immer beliebter wer-
denden Produkte Brettschichtholz (BSH) 
sowie Brettsperrholz (BSP oder CLT) die 
Holzarchitektur revolutioniert, vor allem 
bei Mehrgeschossern und Sonderbauten. 
Alle drei Produkte basieren auf Nadel-
holz und damit überwiegend auf Fichte. 

Schwachstellen in der KVH und BSH 
Produktion (z. B. Äste) werden während 
der Sortierung ausgekappt. Anschlie-
ßend werden die sortierten Stücke per 
Keilzinken als Endlosstück zusammenge-
fügt, sodass hier die klassischen Indus-
triesortimente zum Einsatz kommen. Je 
nach Anforderung auf der Baustelle wird 
nochmals in verschiedene Tragfähigkei-
ten und Sichtqualitäten sortiert, um Kun-
denwünschen gerecht zu werden. Auch 
dort ist der Anspruch der Endkunden, vor 
allem an die visuellen Qualitäten, deut-
lich gestiegen.  

Ähnlich sieht es in der BSP Produkti-
on aus. Hier wird je nach angeforderter 
Qualität sortiert. In den Mittellagen ist 
man sehr flexibel und kann auch minder-
wertigere Sortimente einbringen. Die äu-
ßeren Lagen werden nach den Kriterien 
sichtbar und nicht sichtbar unterschie-

den und entsprechend produziert. Mög-
lich und zugelassen sind auch die Baum-
arten Lärche und Kiefer. Sie werden aber 
eher selten nachgefragt.

Die heutige Holzbauarchitektur ist sehr 
geradlinig und äußerst konsequent, wo-
für sich astreine Tanne besonders eig-
net. Sie wird gerne im Innenausbau ein-
gesetzt und überzeugt mit sehr schönen 
Oberflächen. Sie wird immer öfter auch 
als Bodenbelag verwendet. Besonders 
ausgeprägt ist dieser Holzbaustil in Süd-
westdeutschland, Vorarlberg und Teilen 
der Schweiz. Im Gegensatz dazu steht 
der momentane Möbeltrend mit einer 
starken Tendenz zu dunklen Hölzern mit 
geduldeten oder gewollten Verfärbungen 
und Ästen.  

Über die vergangenen Jahrzehnte wur-
de sehr viel zu neuen Anwendungsmög-
lichkeiten von Holz geforscht, besonders 
zum Thema Laubhölzer in konstruktiven 
Bereichen. Produkte wie das schichtver-
leimte Buchenholz werden zunehmend als 
Ergänzung zum bestehenden Sortiment 
in Zimmereien geschätzt. Hochlastab-
tragende Bauteile im Innenbereich las-
sen sich sehr gut damit umsetzen. Al-
lerdings ist die Verarbeitung mit einem 
höheren Vorplanungsaufwand verbunden, 
zudem bedingt Buchenholz, aufgrund 
seiner holztechnologischen Eigenschaf-
ten, einen sehr professionellen Umgang 
in der Arbeitsvorbereitung und auf der 
Baustelle. Da Laubhölzer nicht immer 
mit der gleichen Technik wie Nadelhölzer 

verarbeitet werden können, werden neue 
Verbindungsmittel, Leime und Verarbei-
tungstechniken nötig. Daher ist der An-
teil von Laubholz im konstruktiven Be-
reich noch sehr gering. Darüber hinaus 
müssen die erforderlichen Voraussetzun-
gen in den Bereichen der Normung und 
Zulassung geschaffen werden.

Um weitere Anwendungen für Laubhöl-
zer zu finden, hat das Land Baden-Würt-
temberg das Laubholzkompetenzzentrum 
ins Leben gerufen, dort wird ein weiterer 
Schwerpunkt auch im chemischen Auf-
schluss von Laubholz gesetzt. 

Rohstoffeinsatz

Alle Rohhölzer werden heute optimiert 
eingeschnitten und verarbeitet. Das be-
deutet, dass jeder Stamm komplett ver-
wendet wird, mitsamt der Rinde. Zum 
Beispiel nutzt man das entstehende Sä-
gemehl zur Befeuerung der Trocknungs-
anlagen im Produktionswerk. Dadurch 
werden eine hohe Effizienz und ein op-
timaler Rohstoffeinsatz erreicht. In der 
Sägeindustrie werden Massensortimen-
te heute mit Kreissägeblättern aufgeteilt 
und mit hoher Geschwindigkeit in die ge-
wünschten Sortimente eingeschnitten. 
Das optimale Verarbeitungsmaß ist hierbei  
40 cm Stammdurchmesser. Zudem müs-
sen die Stämme recht gerade sein, hier 
eignet sich Nadelholz deutlich besser als 
Laubholz. Höherwertige Starkholzsorti-
mente und Laubholz werden überwiegend 
in Gatter- oder Bandsägelinien aufgear-
beitet. Diese sind bedeutend langsamer 
als Spanerlinien. Daher müssen die Er-
träge entsprechend höher ausfallen und 
es wird vor allem auf hochwertige Sorti-
mente und Endprodukte gesetzt. 

Was bedeutet das für den Forst?

Aus Sicht der holzverarbeitenden Indust-
rie hat sich die Präferenz kaum verändert 
und es wird weiterhin feinastiges Nadel-
holz nachgefragt, insbesondere die Fichte 
und zunehmend die Tanne in möglichst 
astfreier Qualität. Ein erhöhter Anteil von 
Laubholz zur Stabilisierung der Wälder 
sind aus Sicht des Klimawandels und der 
Biodiversität zukünftig unverzichtbar und 
nötig. Ein Mischungsverhältnis 70 % NH 
zu 30 % LH wäre ein mögliches Szenario, 
um den vielen genannten Anforderungen 
gerecht zu werden. Die Wertholzprodukti-
on (Stück-Masse-Gesetz) ist mit der Ein-

Abb. 2: Astreine Tanne wird heutzutage gerne für die gradlinige Holzarchitektur verwendet.
  © proHolzBW
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führung des Harvesters weitgehend au-
ßer Kraft gesetzt worden. Die Auswahl 
von Z-Bäumen sollte konsequent auf die 
vielversprechendsten Edellaubbäume und 
hochwertige Tannen abzielen. 

Auch aufgrund der oft fehlenden Tech-
nik im Einschnitt von Starkholz sowie der 
wenigen Anwendungsmöglichkeiten von 
grobastigem Kronenholz sollten Bestän-
de vorab in die Nutzung überführt wer-
den, um eine Überalterung zu vermeiden.

Fazit

Vor allem der Bausektor ist momentan ein 
Treiber im Holzverbrauch. Herausragen-
de Bauten werden mit Hochleistungspro-
dukten gefertigt, das bedingt hohe Na-
delstammqualitäten aus dem Wald. Und 
diese werden, je nach Bereich in dem sie 
innerhalb der Wertschöpfungsketten ver-
arbeitet werden, sehr unterschiedlich 
bewertet. Daher ist für die Zukunft eine 
enge Abstimmung zwischen dem Roh-
stoffproduzent Forst und der industriel-
len Abnehmer (Säge- und Holzindustrie) 
und Anwender (Holzbau) bis hin zu den 
Trends im Endverbraucherverhalten be-
sonders wichtig. Eine stärker vernetzte 
Wertschöpfungskette kann dabei hel-
fen, dem steigenden Konkurrenzdruck 
aus dem Ausland standhalten zu können. 
Quellen: BWI3, Rohstoff Monitoring Holz, Holz-Zentral-
blatt, Fachinterviews

Jan Bulmer, Clustermanager, proHolzBW

Über proHolzBW

Die proHolzBW GmbH setzt sich für 
eine stärkere Verwendung des Werk-
stoffes Holz in Baden-Württemberg 
ein. Holz kann als nachwachsender 
Rohstoff und CO2-Speicher einen ent-
scheidenden Beitrag leisten, um die 
Klimaschutzziele von Bund, Ländern 
und Gemeinden zu erreichen. Außer-
dem stärkt proHolzBW als Drehschei-
be der Netzwerke Forst und Holz die 
Zusammenarbeit innerhalb der Wert-
schöpfungskette und intensiviert die 
Kommunikation in die Gesellschaft. 
Kernaufgaben sind die Vernetzung 
von Unternehmen, Bildungs- und For-
schungseinrichtungen, Architekten, 
Ingenieuren und Kommunen. In den 
kommenden Waldwirt-Ausgaben wird 
proHolzBW die vielfältigen Anwen-
dungsbereiche von Holz weiter aus-
führen.

Abb. 3: Die Mischung macht‘s – Mischbestände dienen ökologischen und ökonomischen Kri-
terien.  © Forstkammer

Anzeigenhotline:
Heidi Grund-Thorpe

Telefon 0 84 44 / 9 19 19 93

E-Mail: kontakt@grund-thorpe.de 
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Borkenkäfersituation in Baden-Württemberg

Hochsommerliche Temperaturen erfordern 
Wachsamkeit

Sommerliche Temperaturen in Verbin-
dung mit geringen Niederschlägen 

führen oftmals zu größeren Borkenkäfer-
problemen in Fichtenwäldern. Die Mona-
te April, Mai und Juni des aktuellen Jah-
res waren überdurchschnittlich warm, die 
Böden aber waren zu Jahresbeginn auf-
grund ausreichender Niederschläge zu-
nächst gut wasserversorgt. In den bishe-
rigen Sommermonaten fielen auch immer 
wieder Niederschläge, meist als Starkre-
gen im Zusammenhang mit lokalen Ge-
wittern. Mittlerweile sind aber vielerorts, 
wie beispielsweise im Kraichgau oder 
im Stromberg, erste Trockenschäden zu 
sehen (vgl. Abb. 1), Südbaden allerdings 
wird bislang von einer Dürre verschont.

Die Käferentwicklung im Frühjahr

Vor allem der April mit seinen teils som-
merlichen Temperaturen ist für einen 
Schnellstart der bei uns bedeutsamen 
rindenbrütenden Fichtenborkenkäfer 
Buchdrucker und Kupferstecher verant-
wortlich. Daher ist die Entwicklung des 
Buchdruckers in diesem etwa 2 bis 3 Wo-
chen schneller als im Vorjahr. Die erste 
Buchdrucker-Generation und deren Ge-
schwisterbruten sind längst ausgeflo-
gen, das gilt sogar für die sonnigen und 
offenen Bereiche am Feldberg in Höhen 
um 1400 m üNN. Besiedelt wurde im 
Frühjahr vor allem das aus winterlichen 

Schneebrüchen und Stürmen stammen-
de liegende Holz.

Die aktuelle Käfersituation

Im Sommer kommt es an Bestandes-
rändern und auch im Inneren der Be-
stände üblicherweise vermehrt zu Ste-
hendbefall an Fichten. Allerdings ist die 
Käfersituation in Baden-Württemberg 
zurzeit außergewöhnlich uneinheitlich 
und zumindest zweigeteilt. In den west-
lichen Landesteilen und im Schwarz-
wald findet sich bislang nur wenig Ste-
hendbefall. In den östlichen Landesteilen 
kam es im Frühsommer wie auch aktu-
ell zu eher schwierigen Situationen: Dies 
war hauptsächlich eine Folge des Sturms 
„Nik las“ vom März 2015 in Verbindung 
mit trocken-warmen Sommermonaten, 
vor allem in den Jahren 2015 und 2016. 
An verschiedenen Orten verschärften 
die Winterstürme „Egon“ und „Thomas“ 
im Jahr 2016 die Situation. Diese Sturm-
schäden waren vielerorts Ausgangspunk-
te für Borkenkäfer-Gradationen, die bis 
heute anhalten. Grund dafür sind auch 
die Sturmtiefs „Burglind“ und „Friederi-
ke“ im Januar 2018, bei denen weiteres 
Brutmaterial – auch in westlichen Land-
kreisen – anfiel. Zu alledem lagert teil-
weise befallenes Holz im Wald, aus dem 
Käfer schlüpfen und zu Stehendbefall 
übergehen können, da die Fuhrkapazitä-

ten knapp sind – diese sind zum großen 
Teil in anderen Bundeländern gebunden, 
die von den Stürmen weitaus heftiger be-
troffen waren.

Im Durchschnitt gibt es bislang aber nur 
relativ wenige Meldungen über Stehend-
befall in Baden-Württemberg. Selbstver-
ständlich sind dabei aber auch Betriebs-
teile oder einzelne Reviere, die schon jetzt 
beträchtliche Käferholzanteile haben. Aber 
es gibt auch beruhigende Nachrichten 
aus den Borkenkäferschwerpunktregio-
nen des Landes mit dem Hinweis, dass 
sich die Lage seit dem Frühjahr nicht 
weiter verschärft habe.

Die Prognose

Die zweite Buchdrucker-Generation wird 
an den meisten Orten Ende Juli ausge-
flogen sein, derweil schon die passenden 
Geschwisterbruten dazu angelegt wor-
den sind. Es gibt seit Anfang Juni keine 
eindeutigen Schwarmwellen mehr, son-
dern echte Generationen vermischen 
sich mit Geschwisterbruten, sodass bei 
sommerlichen Witterungsbedingungen 
der Käfer eigentlich immer fliegt. In al-
len Gebieten unter 1000 m üNN wird die 
Ausbildung einer dritten Buchdrucker-
Generation immer wahrscheinlicher, in 
geschützten Lagen ist sogar die Anla-
ge einer vierten Generation nicht aus-
zuschließen. Damit werden die Buchdru-

Abb. 1: Hainbuchen auf trockenen Standorten zeigen schon jetzt 
gelbe Blätter.

Abb. 2: Mit Harz verklebtes Bohrmehl am Einbohrloch.



21

DER FORSTBETRIEB

4 / 2018

cker-Populationen in Baden-Württemberg 
beträchtlich steigen. Sollte es weiterhin 
(Juli / August) sommerlich warm bleiben, 
dann wird sich die Gefahr von Stehend-
befall in geeigneten Fichtenbeständen 
erheblich verschärfen. 

Der Kupferstecher wird in besonde-
rem Maße durch hohe Tagestemperatu-
ren gefördert. Der Befall ist erkennbar an 
sich rasch rötenden Kronen älterer/stär-
kerer Fichten, aber auch an sich verfär-
benden Fichten in Dickungen und Stan-
genhölzern. 

Handlungsempfehlungen

Während im Frühjahr der Befall oftmals 
an Bestandesrändern beginnt, verlagert 
sich der Schwärmflug und somit der Be-
fall bei hohen Temperaturen zunehmend 
in das Bestandsinnere. Die Wahrschein-
lichkeit für Stehendbefall dürfte dabei in 
der Nähe zu immer noch liegendem und 
hängendem Sturmholz am Höchsten sein 
(Abb. 5). Daher werden Waldbesitzende Abb. 3: Buchdruckerbefall bei grüner Krone.

Abb. 4: Harzabwehr der Fichte bei 
Buchdrucker-Befall.

Abb. 8: Fertiger Jungkäfer, der sich unter Einfluss des Sonnenlichts 
bald noch dunkler färben wird.

Abb. 5: Bruchholz wird rasch vom Buchdrucker oder Kupferstecher 
besiedelt. Abb. 6: Braunes Bohrmehl ist ein eindeutiges Befallsmerkmal.

Abb. 7: Buchdrucker-Brutbild mit zentralem Muttergang und seitli-
chen Larvengängen, die in die Puppenwiege münden.
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dringend dazu aufgefordert, ihre Fichten-
bestände regelmäßig und gründlich auf 
Stehendbefall zu kontrollieren und befal-
lenes Holz rasch aufzuarbeiten und ab-
zufahren. Limitierender Faktor sind wei-
terhin die Fuhrkapazitäten, weswegen 
dann auch Nasslagerung oder Umlage-
rung in Laubholzbestände ausscheiden.

Befallene Fichten aus dem Frühjahr 
zeichnen vermehrt auch mit Rindenab-

fall, Spechtabschlägen und rotfärbender 
Krone, an später und aktuell befallenen 
Fichten finden sich Harztropfen (begin-
nend am Kronenansatz) (Abb. 4), Bohr-
mehl (Abb. 6) und mit Harz verkleb-
tes Bohrmehl am Einbohrloch (Abb. 
2). Nutzen Sie Tage mit trockener Wit-
terung für diese Kontrollen, also für die 
Bohrmehlsuche. Die Stehendbefallskon-
trolle ist an Randbäumen diesjähriger 

Käfernester und befallener Holzpoltern 
fortsetzen, aber unbedingt auch in die in 
Bestandestiefe ausweiten. Vernachlässi-
gen Sie die Kontrollen auch nicht in der 
Urlaubszeit, sondern suchen Sie sich je-
manden, der Ihre Bestände während Ih-
rer Abwesenheit kontrolliert.

Text und Bilder: Reinhold John, 
Abteilung Waldschutz, FVA BW

Maicha 21 · 91710 Gunzenhausen · Tel.: 09836/9797-0 · info@heizomat.de · www.heizomat.de
HEIZOMAT Gerätebau- Energiesysteme GmbH   Energie im Kreislauf der Natur

Die Teile - Vollkaskoversicherung bis 200 kW, 
auf alle Teile Ihrer neuen Heizomat 

Hackschnitzelheizung. 
Inkl. Kesselkörper, Verschleißteile und 

elektrische Bauteile, 

20 Jahre
Das
Qualitätsversprechen 

31.08.-04.09.2018 im Energie Freigelände Nr. 5104.

Kennzeichen eines Käferbefalls sind:

•  braunes Bohrmehl auf der Rinde, unter Rindenschuppen, auf 
Spinnweben, am Stammfuß und auf der Bodenvegetation

•  Harztröpfchen und Harzfluss am Stamm, vor allem am Kro-
nenansatz

•  helle Flecken, sogenannte ‚Spiegel‘, auf der Rinde durch die 
Tätigkeit der Spechte, wodurch größere Rindenstücke ab-
fallen und das helle Splintholz sichtbar wird

•  charakteristische Fraßbilder unter der Rinde
•  Rötung
•  Abfall grüner oder roter Nadeln

 Kontrollieren Sie Ihre Wälder!

Zu kontrollieren sind:
•  geworfenes, gebrochenes und angeschobenes Sturmholz 

vom Januar 2018 sollte längst aufgearbeitet worden sein
•  alle stehenden Fichtenbestände
•  nach Schadereignissen, Hiebsmaßnahmen und Pflegeein-

griffen liegengebliebenes, bruttaugliches Material
•  aufgearbeitetes, in der Nähe gefährdeter Bestände lagern-

des Nadelholz

Wann und wie häufig kontrollieren?
•  weitermachen bis Ende September, derzeit aufgrund 

der besonderen Gefahrenlage im einwöchigen Turnus

•  Kontrollen aussetzen bei starkem Wind oder Regen, da 
Bohrmehl weggeweht bzw. abgewaschen werden kann

Wo kontrollieren?
•  gezielt im Bereich vorjähriger Befallsorte
•  in südexponierten Lagen und an aufgerissenen Bestan-

desrändern
•  an Rändern von Windwurf- und Schneebruchnestern
•  in allen Fichtenbeständen bei entsprechender Gefahrenlage
•  an Jungwüchsen bei Gefährdung durch Kupferstecher

Wie kontrollieren?
•  in älteren Beständen einzeln, d. h. Baum für Baum
•  befallene Bäume für den Einschlag auffällig markieren

Nach den Kontrollen bitte reagieren:
Können Sie das Holz nicht rechtzeitig aus dem Wald brin-
gen, sind folgende Verfahren zu überlegen:
•  Hacken oder Stämme entrinden, sofern die Käfer noch 

nicht entwickelt sind
•  zur Reduktion des Befallsrisikos vorhandenes bruttaug-

liches Material (frische Fichtenkronen, Resthölzer und 
Reisigmatten) unverzüglich aufarbeiten (Hacken, Mul-
chen, Abfahren)

Frischer Stehendbefall durch den Kupferstecher ist nicht 
erkennbar. Daher ist es umso notwendiger, liegendes brut-
taugliches Material auf Kupferstecherbefall hin zu kontrol-
lieren und bei Befall unverzüglich aufzuarbeiten.
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Ein Merkblatt zur Jagdpacht in PEFC-
zertifizierten Wäldern liegt dieser 

Ausgabe des Waldwirts bei.

Nach dem PEFC-
Standard für nach-
haltige Waldbe-
w i r t scha f t u ng, 
Standardpunkt Nr. 
4.11, stellen ange-
passte Wildbestän-
de eine Grundvor-
aussetzung für eine 
naturnahe Waldbe-

wirtschaftung im Interesse der biologi-
schen Vielfalt dar. Ein waldfreundlicher 
Jagdpachtvertrag ist ein wichtiger Bau-
stein, um dieses Ziel zu erreichen. Das 
beigefügte PEFC-Merkblatt gibt hilfrei-
che Tipps, wie Jagdpachtverträge ge-
staltet werden können und welche wei-
teren Maßnahmen bei der Erreichung 
angepasster Wildbestände eingesetzt 
werden können.

Waldbesitzer fragen – PEFC antwortet!
Zu viel Wild im Wald? Hilfestellung zur Erreichung von angepassten Wildbeständen

Sie haben weitere Fragen? Wenden 
Sie sich gerne an:

Michael T. Korn
Regionalassistent Baden-Württemberg

Mobil.: +49 151 20321014
Tel.: +49 711 66484130

korn@pefc.de
http://www.pefc.de

PEFC Deutschland e.V.
Tübinger Straße 15 

70178 Stuttgart

Forsttechniker im Kommunalwald der Stadt 
Tuttlingen als Revierleiter mit Sonderfunktionen 
Am Beispiel der Stadt Tuttlingen 

soll hier der Einsatz von staat-
lich geprüften Forsttechnikern für 
den Kommunalwald vorgestellt wer-
den. Möglicherweise ist für andere 
Kommunen der Einsatz von Forst-
technikern auch eine praktikable Al-
ternative bei der Beförsterung des 
eigenen Waldbesitzes.

Stadtwald Tuttlingen

Der Stadtwald Tuttlingen stellt mit sei-
nen 3.452 ha den siebtgrößten kommu-
nalen Waldbesitz Baden-Württembergs 
dar. Zuständig für die ordnungs- und na-
turgemäße Waldbewirtschaftung ist die 
städtische Forstverwaltung im Fachbe-
reich Wirtschaftsförderung und Liegen-
schaften, deren Aufgabengebiet ebenfalls 
die Betreuung von 560 ha Kleinprivat-

wald und 80 ha Kirchenwald umfasst. 
Der Stadtwald Tuttlingen wird nach den 
Grundsätzen der ANW (Arbeitsgemein-
schaft Naturgemäße Waldwirtschaft) be-
wirtschaftet.

Die Personalstruktur ist folgenderma-
ßen aufgebaut:

•  1 Leiter der Städt. Forstverwaltung, 
gleichzeitig Revierleiter

•  1 Revierleiter mit Sonderaufgabe Holz-
verkauf

•  2 Revierleiter ohne Sonderaufgaben
•  1 Verwaltungsfachangestellte im städt. 

Forstbüro.

Zuständig für das „Kernstadtrevier“, also 
die Waldflächen rund um Tuttlingen, ist 
Berthold Welte – er ist staatl. gepr. Forst-
techniker und neben der Revierleitung 
mit der Sonderfunktion „Holzverkauf“ be-
traut. Jeder Festmeter, der im Stadtwald 

und dem mitbetreutem Privat- und Kir-
chenforst anfällt, landet schlussendlich 
auf seinem Schreibtisch, sei es im Zuge 
der Erfüllung von Lieferverträgen für re-
gionale und überregionale Holzverarbei-
tungsbetriebe oder bei der Vergabe von 
Reißschlägen an Brennholzkunden. Auch 
die quartalsmäßigen Vertrags- und Preis-
verhandlungen mit örtlichen Sägewerken 
werden von ihm geführt.

Technikerschule für 
Waldwirtschaft

Nach seiner Lehrzeit zum Forstwirt und 
einem anschließenden 2-jährigen Prakti-
kum absolvierte Welte vor 25 Jahren das 
2-jährige Vollzeitfachschulstudium zum 
staatl. gepr. Forsttechniker an der Tech-
nikerschule für Waldwirtschaft (TSW) im 
unterfränkischen Lohr am Main.
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In dieser deutschlandweit einzigartigen 
Institution werden seit 1981 im 2-jährigen 
Turnus gelernte Forstwirte zu staatl. gepr. 
Forsttechnikern weitergebildet. Auch in 
diesem Jahr treten wieder 24 Waldarbei-
ter aus dem gesamten Bundesgebiet die-
se Weiterbildung an.

In den Jahren 1993 bis 1995 konnte 
Welte an der TSW sein bisheriges Pra-
xiswissen vertiefen und sich die theore-
tischen Grundlagen für die vorbildliche 
Betriebsausführung, wie sie laut Wald-
gesetz im Kommunalwald verlangt wer-
den, aneignen. Die erlernte Theorie wur-
de dabei stets im Zuge von Exkursionen 
und praktischen Übungen im Wald er-
probt und gefestigt. Der Lehrplan sieht 
neben der intensiven Behandlung der 
klassischen Fächer Waldbau, Ertrags-
kunde, Forstnutzung und Walderschlie-
ßung auch die immer wichtiger werden-
den Themen Forstpolitik, Umweltbildung 
und Öffentlichkeitsarbeit vor.

Seine jagdliche Ausbildung genoss 
Welte ebenfalls auf der Technikerschu-
le in Lohr. Im 300 ha großen Lehrjagdre-
vier konnte er erste Erfahrungen sam-
meln. Heute betreut er zusätzlich eine 
der städtischen Regiejagden, mit dem 
Ziel die natürliche Tannenverjüngung 
voranzubringen.

Forsttechnikerverband e.V.

Berthold Welte ist wie viele andere Forst-
techniker auch Mitglied im Forsttech-

nikerverband e. V., der seine Interessen 
gegenüber Entscheidungs- und Verant-
wortungsträgern vertritt. Die Vereini-
gung wurde unter anderem gegründet, 
um das Bild des staatl. gepr. Forsttech-
nikers als praxisnah ausgebildeten Re-
vierleiter und universell einsetzbaren 
Mitarbeiter in forstwirtschaftlichen Zu-
sammenschlüssen, als Holzeinkäufer, 
Einsatzleiter und als selbstständigen 
Forstdienstleister über Bayerns Grenzen 
hinaus zu transportieren.

Gerade Unterfranken, mit seinen zahl-
reichen und großen Kommunalwäldern 
wie z. B. Amorbach, Miltenberg, Lohr am 
Main, setzt seit Jahrzehnten auf die bo-
denständige Ausbildung an Lohrs Tech-
nikerschule für Waldwirtschaft.

Dass dies auch in Baden- Württemberg 
eine gut funktionierende Alternative dar-
stellt, versucht Berthold Welte im Stadt-
wald Tuttlingen jeden Tag auf‘s Neue un-
ter Beweis zu stellen.

Martin Friedrich,  
2. Vorstand Forsttechnikerverband e. V.

– in Zusammenarbeit mit der  
Stadt Tuttlingen

Ausführlichere Informationen zum 
staatlich gepr. Forsttechniker gibt es 
bei der Bayerischen Technikerschule 
für Waldwirtschaft in 97816 Lohr am 
Main (www.forstschule-lohr.bayern.de) 
oder beim Forsttechnikerverband e. V., 
Kaplan-Höfling-Str. 11, 97816 Lohr am 
Main (www.forsttechniker.de).

Sachkundeanforderung im 

LWaldG Baden-Württemberg

Laut § 21 des baden-württembergi-
schen Landeswaldgesetzes kann im 
Körperschaftswald zum „Leiter eines 
Forstreviers von geringer Größe oder 
mit einfachen forstlichen Verhältnis-
sen“ neben Angehörigen des gehobe-
nen Forstdiensts auch bestellt werden 
„wer die für den mittleren Forstdienst 
vorgeschriebene Ausbildung und Prü-
fung nachweist.“ Diese Qualifizierung 
wird durch die Forsttechniker-Ausbil-
dung erreicht. Laut Kommentar zum 
Landeswaldgesetz sind einfache forst-
liche Verhältnisse „z. B. gegeben bei 
einfachen waldbaulichen Verhältnis-
sen (einheitliche Standortverhältnisse, 
großflächige Reinbestände, geschlosse-
ne Waldgebiete), bei der Lage im länd-
lichen Raum u. Ä.“ (Dipper: Waldgesetz 
für Baden-Württemberg, Kommentar. 
Verlag W. Kohlhammer). Eine konkrete 
Definition einer geringen Reviergröße 
enthält der Kommentar nicht.

Berthold Welte bei der Arbeit – er ist Forsttechniker der Stadt Tuttlingen. © Stadt Tuttlingen

Heimisches Holz – für IKEA nicht gut genug?

Der Möbel- und Einrichtungskonzern 
IKEA ist einer der größten Holznut-

zer. Er allein konsumiert 1 % des welt-
weit produzierten Holzes. Seit einiger 
Zeit bemüht sich das Unternehmen, die 
Nachhaltigkeit seiner Holzversorgung 
zu verbessern. „Wir fördern die Nutzung 
nachhaltiger Forstwirtschaftsmetho-
den“, betont Mikhail Tarasov, Global Fo-
restry Manager bei IKEA. Trotzdem sucht 
man heimisches Holz aus Deutschland in 
IKEA-Märkten meistens vergeblich. Bei 

der Definition von Nachhaltigkeit setzt 
der schwedische Konzern nämlich ein-
seitig auf ein einziges Waldzertifikat. Bis 
2020 will IKEA sämtliches Holz, das nicht 
das FSC-Label trägt, ausschließen. Hei-
misches Holz aus Deutschland, das nach 
hohen gesetzlichen Standards und dessen 
Nachhaltigkeit zu 70 % nach dem PEFC-
Standard zertifiziert ist, ist für IKEA da-
mit offensichtlich nicht gut genug.

Forstkammer
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Sitzung des Forstkammer-Ausschusses  
am 19. 07. 2018

Die Sitzung des Forstkammer Aus-
schusses war geprägt von den neu-

esten Entwicklungen in Sachen Forstre-
form. Zu dem Zeitpunkt der Sitzung war 
das Kooperationsmodell noch nicht be-
schlossen. Es zeichnete sich jedoch schon 
ab, dass im Kommunalwald die Organi-
sationsfreiheiten – nicht wie zuletzt ge-
plant – eingeschränkt bleiben sollen. Die 
Gremienmitglieder forderten einen fairen 
Gemeinwohlausgleich, der seinem Namen 
gerecht wird und nicht abhängig davon 
gemacht werde, wie groß der Forstbe-
trieb sei und ob eine Kommune staatliche 
Dienstleistung in Anspruch nehme oder 
eigenes Forstpersonal einstelle.

Einig waren sich auch alle darin, den 
Privatwald stärker in den Fokus zu neh-
men – mit dem Beschluss des Maßnah-
menpapiers „Zukunft für den Privatwald“ 
(siehe S. 8 „Zukunft für den Privatwald“) 

wird deutlich, dass im Privatwald viele He-
rausforderungen zu meistern sind, die drin-
gend Unterstützung vom Land bedürfen. 

Der Vorstand berichtete außerdem über 
aktuelle Themen der Privat- und Kommu-
nalwaldpolitik auf Bundeseben. Thema 
waren unter anderem die Mitgliederver-
sammlung des DFWR (siehe S. 9 „Berli-
ner Erklärung“) sowie eine Sitzung des 
AGDW-Ausschusses für forstwirtschaft-
liche Zusammenschlüsse, bei der der un-
befriedigende Umstand der De-minimis 
Regelung diskutiert wurde. Präsident Ro-
land Burger berichtete außerdem von sei-
nem Gespräch mit der Bundesministerin 
Julia Klöckner und den Forderungen, die 
Norbert Leben und er als Vertreter der 
AGDW an sie herangetragen haben (siehe 
S. 11 „Beim Verbändegespräch des Clus-
ters Forst und Holz mit Bundesministe-
rin Klöckner“). 

Geschäftsführer Jerg Hilt informier-
te über Aktivitäten des Verbandes auf 
Landesebene. Neben dem Thema Da-
tenschutzgrundverordnung standen un-
ter anderem das FFH-Verordnungsver-
fahren in Baden-Württemberg (siehe S. 
12 „FFH-Verordnungsverfahren BW“) so-
wie der aktuelle Stand der Evaluation der 
Ökokonto-Regelung auf der Tagesordnung. 
Da das Thema Naturschutz im Wald eine 
immer größere und diversere Rolle ein-
nimmt, wird die Forstkammer einen Ar-
beitskreis Naturschutz gründen, der sich 
situativ mit Naturschutzfragen und deren 
Regelungen im Wald auseinandersetzen 
wird. Näheres dazu in Kürze. 

Die nächste Ausschusssitzung mit an-
schließendem Forstpolitischen Abend fin-
det am 13. 11. 2018 statt. 

Forstkammer

Lagenauer Expertenforum 2018

Zwei Tage voller Information, Diskussion und 
Austausch

Bereits zum zweiten Mal trafen sich 
unter Organisation des Bayerischen 

Waldbesitzerverbandes und der Forst-
kammer Baden-Württemberg rund 85 
Teilnehmer an der Bayerischen/Baden-
Württembergischen Grenze in Langen-
au zum gleichnamigen Expertenforum 
– die Veranstaltung war wieder ausge-
bucht. Hochkarätige Referenten aus dem 
ganzen Bundesgebiet informierten die 
Teilnehmer rund um das Thema Holzver-
marktung, die Diskussion war zentraler 
Bestandteil der Veranstaltung. Die The-
orie wurde durch Beiträge von Vertretern 
aus der Praxis ergänzt und veranschau-
licht. Auch schon bei der Ankunft wur-
de sichtbar, dass neben dem inhaltlichen 
Input auch der Austausch untereinander 
während des zweitägigen Forums wie-
der eine zentrale Rolle einnehmen wür-
de. Dies bestätigte sich in den Pausen bei Der Austausch untereinander war zentraler Bestandteil der Veranstaltung. © Forstkammer
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guter Verpflegung sowie am gemeinsa-
men Beisammensitzen am Abend.

Vielfältige Themen rund ums Holz 
– vom Wald ins Werk

Zu Beginn der Veranstaltung beleuchte-
te Dr. Joachim Rock vom Thünen-Insti-
tut die Frage, ob wir das richtige Holz für 
den Markt produzieren. Er stellte heraus, 
dass wohl zunächst die Frage beantwor-
tet werden müsse, welcher Markt gemeint 
sei, da es neben dem klassischen Holz-
markt auch alternative Märkte wie bei-
spielsweise den Emissionshandel gibt. 
Was die Baumartenanteile angeht, wird 
der Laubholzanteil auf Kosten des Nadel-
holzanteils künftig deutlich höher sein. 
Das Zusammenspiel zwischen Produk-
tion und dem Holzmarkt müsse somit 
optimiert werden. Jochen Winning vom 
Deutschen Säge- und Holzindustriever-
band bestätigte dies. Holzprodukte und 
Holzbau haben derzeit großen Zulauf, 
auch künftig würde Nadelholz deshalb 
sehr gefragt sein. Er warnte zum einen 
vor einem zu schnellen Waldumbau in 
Richtung Laubholz, da sich hierfür der 
geeignete Markt noch nicht entwickelt 
habe. Auch vor diesem Hintergrund gab 
er zum anderen zu bedenken, dass eine 
ausreichende Versorgung des hiesigen 
Marktes mit dem passenden Rohstoff 
wichtig sei, um anderen (ausländischen) 
Marktteilnehmern keine Möglichkeit zu 
bieten, sich auszubreiten. 

Das Thema Vermessung und Sortierung 
wurde aus drei Perspektiven beleuchtet: 

politisch (Wolf Ebeling vom Deutschen 
Forstwirtschaftsrat), praktisch (Helmut 
Stanzel vom Ständigen Ausschuss RVR) 
sowie aus der Forschung (Dr. Udo Hans 
Sauter, FVA Baden-Württemberg). Hier 
waren sich alle einig, dass ein Erfolg und 
die Akzeptanz der RVR nur gelingen kön-
ne, wenn sie mit allen Kompromissen, um 
die auch derzeit noch heftig gerungen 
wird, breite Anwendung findet. 

Prof. Dr. Ute Seeling vom Kuratorium 
für Waldarbeit und Forsttechnik (KWF) 
entführte die Anwesenden in die digi-
talen Entwicklungen und Potentiale der 
Forstwirtschaft 4.0. Unter anderem wird 
der digitale Datentransfer zwischen al-
len Beteiligten der Forst-Holz-Kette wei-
ter vorangetrieben, nicht zuletzt mit dem 
neuen ELDATsmart-Standard, der jedem 
frei zur Verfügung steht und als einheitli-
che „Sprache“ aller Beteiligten verwendet 
werden soll – solch einheitliche Sprachen 
werden in der digitalen Zukunft eine im-
mer wichtigere Rolle spielen. Viele klei-
nere und größere Programme, die auch 
auf dem Smartphone eingesetzt werden 
können, können die Datenaufnahme und 
das Arbeiten im Wald jetzt schon erleich-
tern und effizienter gestalten. Die Abbil-
dung der realen Welt in die digitale („Di-
gitaler Zwilling“) soll die Planung und 
Sicherheit sowie die Effizienz und den 
Lerneffekt weiter vergrößern. Eine gro-
ße ungeklärte Frage ist die des Daten-
schutzes sowie -eigentums. 

Am zweiten Tag beleuchtet Dr. Chris-
tian Heinichen von der Beiten Burkhardt 
Rechtsanwaltsgesellschaft die aktuellen 

Knackpunkte des Kartellstreites. Seine 
Ausführungen sind S. 5 zu entnehmen. 
Im Dialog mit den Anwesenden stellte er 
immer wieder direkt und teilweise auch 
gewollt provokant die Frage, warum sich 
die Forst-Seite nicht weiter zusammen-
schließe, um den Konzentrationsprozes-
sen in der Sägeindustrie zu begegnen. 
Als Beispiele solcher Zusammenschlüs-
se stellten sich die inSilve eG, die Wald-
genossenschaft Südwest eG sowie die 
Boscor Forst GmbH vor. 

Abschließend konnten sich die Teil-
nehmer des Forums mit zwei Themen 
in getrennten Blöcken über weitere Her-
ausforderungen bei der Holzvermarktung 
auseinandersetzen: Bei dem einen wur-
den die derzeitigen und künftigen Her-
ausforderungen der Logistik beleuchtet, 
bei dem anderen der präventive oder si-
tuative Umgang mit Kalamitäten. 

Fazit: Bis zum nächsten Mal!

Josef Ziegler, Präsident des Bayerischen 
Waldbesitzerverbandes, lobte die Ver-
anstaltung in seiner Abschlussrede und 
freute sich über die rege Teilnahme und 
Diskussion sowie über die Kooperation 
zwischen den beiden Waldbesitzerver-
bänden. Auch die Rückmeldungen der 
Teilnehmer ermunterten, das Format 
des Langenauer Expertenforums beizu-
behalten. Im kommenden Jahr wird das 
Forum am 03. / 04. Juli zum Thema „Ne-
bennutzungen“ stattfinden. 

Forstkammer

Bei vielen interessanten Vorträgen konnten sich die Teilnehmer des zweiten Langenauer Expertenforums rund ums Holz und vom Wald ins 
Werk informieren. © Forstkammer
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Marion Schneider verstorben

Mit großer Betroffenheit nimmt die Geschäftsstelle der Forst-
kammer Baden-Württemberg Abschied von Marion Schnei-
der, die als Buchhalterin für PEFC Deutschland tätig und da-
mit ein beliebtes Mitglied der Bürogemeinschaft von PEFC 
und Forstkammer war. Frau Schneider verstarb plötzlich und 
unerwartet am 26. Juni 2018.

Unser tiefes Mitgefühl gilt Ihrer Familie.

Geschäftsführung und Mitarbeiter der Forstkammer Baden-
Württemberg

Terminvormerkung

FBG-Tagung und Kamingespräche der Forstkammer 2018
Die Forstkammer Baden-Württemberg lädt wieder zu einer Fachtagung ein, die sich speziell an Forstbe-
triebsgemeinschaften richtet. Vertreter der FBGs aus dem ganzen Landesgebiet sind dazu eingeladen.

Die Tagung wird voraussichtlich neben der Beleuchtung aktueller forstpolitischer Themen praktische Hinweise zur 
Umsetzung von PEFC im Wald behandeln sowie die Möglichkeiten aufzeigen, wie die Kommunikation mit den FBG-
Mitgliedern optimiert werden kann. Am Nachmittag wird es um die praktische Umsetzung der Datenschutzgrundver-
ordnung für die FBGs gehen. 

In diesem Jahr wird die FBG-Tagung nur an einem Ort, in Kupferzell, stattfinden. Sowohl im Norden als auch im Süden 
des Landes wird jedoch jeweils ein „Kamingespräch“ stattfinden. Dieses Format der abendlichen Austausch- und Dis-
kussionsrunde exklusiv für Funktionäre der FBGs hat sich im vergangenen Jahr sehr bewährt. 

Die Termine sind:

FBG-Kamingespräch Süd · Donnerstag, 11. 10. 2018, Beginn 20 Uhr 
Ort: wird noch bekannt gegeben

FBG-Kamingespräch Nord· Donnerstag 25. 10. 2018, Beginn 20 Uhr
FBG-Tagung Nord · Freitag, 26. 10. 2018, Beginn vrsl. 9.00 Uhr
Ort: Landhotel Günzburg, Hauptstraße 1, 74635 Kupferzell

Sonderteil Forstbetriebe 
und Forstbetriebs-
gemeinschaften

In der kommenden Waldwirt-Ausgabe wollen wir unseren 
Mitgliedern wieder die Möglichkeit geben, sich und ihre Akti-
vitäten zu präsentieren. Wir haben viele aktive und engagier-
te Mitglieder, das möchten wir auch zeigen! 

Über Berichte von Aktivitäten, Veranstaltungen und Versamm-
lungen, Personalien oder natürlich auch eine Vorstellung Ihres 
Betriebs oder Zusammenschlusses. Die Redaktion freut sich 
über Ihre Beiträge und Fotos. 

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Ulrike Staudt: 07 11 / 236 47 37. 
Ihren Beitrag können Sie uns bis zum 14. September 2018 an 
staudt@foka.de oder per Fax an 07 11 / 236 11 23 zusenden.

FBG Jahreshaupt-

versammlungen 2018 / 19

Es ist eine schöne Tradition, dass ein Vertreter der Ge-
schäftsstelle der Forstkammer zu den FBG-Jahreshaupt-
versammlungen kommt. Gerne tun wir dies auch in den 
kommenden Monaten wieder. Falls das erwünscht ist, ge-
ben Sie bitte 

bis zum 14. September (für Termine im Herbst/Winter 2018) 

oder bis zum 14. Dezember (für Termine im Frühjahr 2019) 

der Geschäftsstelle der Forstkammer Bescheid. Die Termin-
anmeldungen werden dort gesammelt. Je nach Verfügbar-
keit der Geschäftsleitung wird dann entschieden, wer an 
Ihrer FBG-Tagung teilnehmen kann. 

PERSÖNLICHES

Neuer DHWR-Präsident

Die Mitgliederversammlung des Deut-
schen Holzwirtschaftsrates (DHWR) hat im 
Juni in Berlin einstimmig den bisherigen 
Vizepräsident Steffen Rathke zum neuen 
Präsidenten gewählt. Seine Funktion als 
Vize übernimmt Erwin Taglieber. Der vor-
herige Präsident Xaver Haas gibt das Amt 
nach drei Jahren ab. Steffen Rathke (58) lei-
tet gemeinsam mit seinem Bruder in vierter 
Generation das Laubholz-Sägewerk Keck 
GmbH in Ehningen. Seit April 2015 ist er 
Vizepräsident im DHWR und darüber hin-
aus bereits lange Jahre im Deutschen Säge- 
und Holzindustrie Bundesverband aktiv.
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Duldungspflichten des Waldeigentümers  
in Bezug auf einen Mountainbike-Trail
Sachverhalt:

In einem konkreten Fall ging es um fol-
gende Frage:

Eine untere Forstbehörde (uFB) hat per 
Bescheid die Einrichtung eines Moun-
tainbike-Wegenetzes genehmigt und teil-
weise auch Ausnahmen für Wege unter 
2 Meter Breite zugelassen. Die betroffe-
nen Waldeigentümer wurden in den Pla-
nungs- und Genehmigungsprozess ein-
gebunden, ein Privatforstbetrieb stimmt 
der Führung der Strecke in seinem Wald-
gebiet aber nicht zu. 

Besteht für ihn trotzdem eine Duldungs-
pflicht?

Ausführung:

Ausweislich der Kommentierung zu  
§ 37 Abs. 3 LWaldG BW ist das Radfah-
ren zwar auf hierfür geeigneten Wegen 
zulässig, nicht jedoch auf Wegen unter 
2 Meter Breite. Ausnahmen können von 
der uFB zugelassen werden; so erfolgt im 
oben benannten Gestattungsbescheid. 
Zulässige Betretungsformen haben eine 
öffentlich-rechtliche Duldungspflicht für 
Waldbesitzer zur Folge. Allerdings be-
zieht sich die Zulässigkeit der erwei-
terten Betretungsform „Radfahren“ und 
die Möglichkeit einer Ausnahmegeneh-

migung für Wege unter 2 Meter Brei-
te nur auf das normale Radfahren. Das 
Recht, den Wald zu betreten, ist auf den 
Erholungszweck begrenzt, sodass die 
Nutzung des Waldes durch Dritte zu ge-
werblichen, kommerziellen, wirtschaftli-
chen oder ausschließlich sportlichen Zwe-
cken vom Betretungsrecht nicht erfasst 
ist. Eine derart weitergehende Nutzung 
bedarf der Erlaubnis des Waldbesitzers. 
Bei manchen Tätigkeiten ist die Grenze 
zum Erholungszweck unscharf. Neue-
re Formen der Freizeitnutzung sind aber 
durchweg geprägt von sportlichen/tou-
ristischen Zwecken, die der Waldbesit-
zer nicht dulden muss, denn sie dienen 
nicht überwiegend dem Erholungszweck. 

Rechtsprechung zu der konkreten Fra-
ge ist nicht vorhanden. In einem Arbeits-
papier1 des Ministerium für Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz (MLR) wird 
ausgeführt, dass es sich bei Mountain-
bike-Parcours (auch Single-Trails), Down-
hill-Strecken und Hochseilgärten um 
Einrichtungen handelt, die zwar auch 
in gewissem Maße der Erholung die-
nen, bei denen aber sportliche und tou-
ristische Interessen gegenüber dem „Je-
dermannsrecht“ auf freies Betreten in 
den Vordergrund treten. Es besteht kei-
ne Duldungspflicht für den Waldbesit-
zer. Demzufolge ist bei ausgewiesenen 

Mountainbike-Wegenetzen der Schutz-
bereich des Betretungsrechts Dritter und 
die damit einhergehende Duldungspflicht 
des Waldbesitzers überschritten, und 
zwar auch für Wege mit mehr als 2 Me-
ter Breite. Die Vorgaben des § 37 Abs. 3 
LWaldG BW für „normales Radfahren“ 
gelten nicht. Die Forstrechtliche Geneh-
migung durch die uFB kann daher die 
verweigerte Erlaubnis der betroffenen 
Waldbesitzer nicht ersetzen. 

Differenzieren muss man laut MLR bei 
speziellen Wegeangeboten mit absehba-
rer stärkerer Frequentierung – wie z. B. 
MTB-Strecken- die im Grenzbereich zwi-
schen allgemeinem Betretungsrecht und 
Einrichtungen, die nicht überwiegend 
dem Erholungszweck dienen, liegen. Es 
wird daher empfohlen, derartige Einrich-
tungen im Grenzbereich grundsätzlich 
durch eine vertragliche Regelung zwi-
schen Waldeigentümer (Gestattung) und 
der Markierungsgemeinde abzusichern. 
Von einer automatischen Duldungspflicht 
des Waldbesitzers kann also auch in sol-
chen Grenzfällen keine Rede sein.

Karin Feger, 
Justiziarin der Forstkammer 

1 Das Arbeitspapier „Betretensrecht – Nutzungskonflikte 
und Steuerungsbedarf“ (2010/2011), hat das MLR zusam-
men mit mehreren Verbänden, darunter auch der Forst-
kammer, erarbeitet.

Beginn meiner Tätigkeit als Justiziarin

Sehr geehrte Mitglieder der Forst-
kammer,

seit Juni berate ich die Forstkammer 
Baden-Württemberg nebenberuflich in 
Rechtsfragen, die sich seitens der kommu-
nalen und privaten Mitglieder aber auch der 
Forstkammer selbst stellen. Hierzu inspi-
riert hat mich, dass ich in meiner hauptbe-
ruflichen Tätigkeit als Leiterin des Recht-
samtes der Stadt Villingen-Schwenningen 
seit vielen Jahren regelmäßig mit Rechts-
fragen rund um den Wald beschäftigt war 
und bin. Die Stadt Villingen-Schwenningen 
ist selbst untere Forstbehörde, und unter-
hält ein eigenes körperschaftliches Forst-
amt. Das Rechtsamt berät und begleitet 

sämtliche Fachämter der Stadt in Rechts-
fragen, und somit auch das eigene Forst-
amt. Dadurch sind mir Fragestellungen 
rund um das Betretungsrecht des Waldes 
– wie Umfang der Duldungspflichten der 
Waldbesitzer, Verkehrssicherungspflichten, 
eigene Verantwortlichkeiten der Waldbe-
sucher – ebenso vertraut, wie Fragen der 
Forst- und Holzwirtschaft rund um die Ver-
marktung, Vertragsgestaltung und Verga-
berecht. Auch das Thema Naturschutz-
recht/ Natura 2000/ Ausgleichsflächen 
spielt immer wieder eine Rolle. Spannend 
finde ich die Aufgaben des Waldes als Er-
holungsraum für die Allgemeinheit einer-
seits, und seine Funktion als Wirtschafts-
betrieb im Rahmen der Holzvermarktung 

andererseits. Hier-
bei entstehende 
Interessenskon-
flikte zwischen 
Al lgemeinheit 
und Waldbesit-
zern werfen re-
gelmäßig Rechtfragen auf, die es einer 
Lösung zuzuführen gilt. Die teilweise un-
terschiedlichen, aber auch in vielen Be-
reichen gleichgerichteten Interessen kom-
munaler und privater Waldbesitzer sind 
hierbei ebenso zu berücksichtigen, was 
ich als spannende Herausforderung mei-
ner neuen Aufgabe für die Forstkammer 
ansehe. Ich freue mich auf die bevorste-
hende Zusammenarbeit. Ihre Karin Feger
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Hilfestellung beim Umgang mit Natura 2000 im Wald

Seit Juli gibt es eine neue ForstBW 
Praxis Broschüre: „Natura 2000 im Wald 
von Baden-Württemberg – Handlungs-
empfehlungen für Waldbesitzende“ soll 
Waldbesitzende bei der Umsetzung von 
Natura 2000 unterstützen. Die Broschüre 

kann unter www.forstbw.de (> Schützen 
& Bewahren > Waldschutzgebiete > Na-
tura 2000) heruntergeladen werden oder 
ist bei den zuständigen unteren Forstbe-
hörden in Papierform zu bekommen. Na-
tura 2000 ist ein europaweites Schutzge-

bietsnetz, mit dem die Mitgliedsstaaten 
der EU besonders schutzwürdige Arten 
sowie deren Lebensräume bewahren wol-
len. Natura 2000 setzt sich zusammen aus 
den Vogelschutzgebieten sowie den Fau-
na-Flora-Habitat-Gebieten (FFH).

Änderung der Besteuerung bei Rotfäule infolge höherer Gewalt geplant

Das Bundesfinanzministerium (BMF) 
plant derzeit eine Änderung bzw. eine 
bundesweit einheitliche Neuauflage der 
Regelung zur Abgrenzung und Anerken-
nung von Rotfäule als Holznutzung infolge 
höherer Gewalt. In Baden-Württemberg 
und den weiteren alten Bundesländern 
gilt derzeit der Erlass von 1967. Die Neu-

erungen würden in allen Punkten Ver-
schlechterungen für die Bewertung von 
Rotfäule infolge höherer Gewalt bedeu-
ten, da Schwellenwerte durchweg ange-
hoben wurden. Dies hätte für die Betrof-
fenen deutliche finanzielle Einbußen zur 
Folge. Die AGDW – Die Waldeigentümer 
sowie auch der Deutsche Forstwirtschafts-

rat lehnen die Neuerungen vehement ab 
und bringen sich in den Prozess nach all 
ihren Möglichkeiten ein. Die Forstkam-
mer hat dieses Vorgehen unterstützt und 
wird ihre Mitglieder über den Ausgang 
der Novellierung informieren.

Forstkammer

Bayerischer Waldbesitzerverband unterzeichnet Waldpakt

Im Rahmen der Interforst, der leiten-
den international führenden Fachmesse 
für Forstwirtschaft und Forsttechnik in 
München, feierte der Bayerische Wald-
besitzerverband sein 100-jähriges Be-
stehen. Im Rahmen der Jubiläumsver-
anstaltung unterzeichneten die Vertreter 
der Waldbesitzer in Bayern – der Bayeri-
schen Waldbesitzerverband, der Bayeri-
sche Bauernverband, die Familienbetrie-

be Land und Forst Bayern, der Bayerische 
Gemeindetag und der Bayerische Städ-
tetag – sowie Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder und Forstministerin Michae-
la Kaniber die „Gemeinsame Erklärung 
zur Stärkung der Forstwirtschaft in Bay-
ern“. Ziel ist es, dass Waldbesitzer und die 
Staatsregierung gemeinsam die großen 
Herausforderungen der Zukunft, wie den 
Klimawandel und den demographischen 

Wandel, meistern. Denn die Waldbesitzer 
brauchen verlässliche Rahmenbedingun-
gen. „Mit dem Waldpakt schreiten Wald-
besitzer und Staatsregierung in die Zu-
kunft, um das Grüne Drittel Bayerns auch 
für die kommenden Generationen zu er-
halten“, so Waldbesitzer-Präsident Josef 
Ziegler bei der Unterzeichnung. 

Bayerischer Waldbesitzerverband e. V. 

Zweites Forum Zertifizierung von PEFC Deutschland

Gegenseitige Anerkennung von FSC und PEFC sinnvoll, praktikabel 
und wünschenswert?

Zwei Wege – ein Ziel: PEFC und FSC 
stellen mit dem Instrument der Waldzer-
tifizierung in vielen Teilen der Welt eine 
nachhaltige bzw. verantwortungsvolle 
Waldbewirtschaftung sicher. Waldbe-
sitzer, Holz- und Papierindustrie, Handel 
oder Verbraucherorganisationen betonen 
stetig die Vor-, aber auch die Nachteile, 
die die Existenz zweier Systeme mit dem 
gleichen Ziel mit sich bringt. Das Zwei-
te Forum Zertifizierung mit 150 Wald-, 
Holz- und Nachhaltigkeitsexperten lie-
ferte wertvolle Anregungen:

Zum einen fördern Unterschiede (Kon-
kurrenz) die Entwicklungsdynamik und 
Innovation. Trotzdem sollte die Zertifizie-

rung als Nachhaltigkeitsnachweis durch 
unabhängige Dritte dienen. Es ist „egal“, 
ob FSC oder PEFC zum Zuge komme, so-
lange das Nachhaltigkeitsregelwerk vor 
Ort selbst mit Leben gefüllt wird. Dabei 
seien die Anliegen vergleichbar, die Art 
und Weise jedoch unterschiedlich. Ver-
treter des Holzhandels und der Holzin-
dustrie bekannten sich zu kontrolliertem, 
nachhaltigem Holz, bezeichneten eine zu-
sätzliche Marktverengung durch detail-
verliebte Unterschiede in den Standards, 
die dem Gesamtanliegen nicht dienten, 
als geschäftsschädigend. Die Frage laute 
nicht, „FSC oder PEFC?“ sondern „nicht-
zertifiziertes oder zertifiziertes Holz“. Zwei 

Gründerväter von PEFC und FSC appel-
lierten an die heute Verantwortlichen, das 
Verbindende fortan stärker in der Öffent-
lichkeit herauszustellen, um die verhee-
rende Waldvernichtung endlich mit ge-
meinsamen Kräften zu stoppen. 

Am Ende des sechsstündigen Pro-
gramms blieb das sichere Gefühl, dass 
ein offenes Miteinanderreden viel für 
den Gedanken der Zertifizierung bringen 
kann. Das Zweite Forum Zertifizierung 
lieferte jedenfalls viele Anregungen für 
kooperative Ansätze – mit einem (noch) 
nicht näher fassbaren Ergebnis.

PEFC Deutschland / Forstkammer
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Überregionales Lehrgangsangebot 

für Privatwaldbesitzer/innen von 

ForstBW

Das gesamte Lehrgangsangebot des Lan-
desbetrieb ForstBW finden Sie im Internet 
unter www.wald-online-bw.de sowie bei 
der Unteren Forstbehörde an Ihrem Land-
ratsamt in der Broschüre aktiv für den 
Wald – Bildungsangebot 2018 des 
Landesbetriebs ForstBW.

FVA-Kolloquium: Standortsbe-

zogene Forschung in Zeiten des 

Klimawandels 

anlässlich des 90. Geburtstag von 
Prof. Dr. Hans-Ulrich Moosmayer

Datum: 17. Oktober 2018 | 
Ort: Hans-Ulrich Moosmayer Saal, 
FVA, Wonnhaldestr. 4, 
79100 Freiburg, 14.30 – 16.30 Uhr 
Themen sind die Erfassung von Wald-
standorten beim Wandel von Klima und 
Boden, Waldinventuren als Grundlage 
für die standortsbezogene Forschung so-
wie die Wuchskraft von Wäldern im (Kli-
ma-)Wandel der Zeiten. Nähere Informa-
tionen unter www.fva-bw.de > Termine. 
Eine Anmeldung bis zum 08. 10. 2018 an 
kongressbuero.fva-bw@forst.bwl.de ist 
erforderlich.

Weitere interessante Termine 
finden Sie immer aktuell unter 

www.foka.de,
www.treffpunktwald.de oder 
im E-Mail-Newsletter der Forst-
kammer „FOKA-INFO“.

Kommunalwald 2018

Datum: 11. 10. 2018 | 
Ort: Heidelberg
Tagung der Forstkammer 
Baden-Württemberg für Verantwor-
tungsträger kommunaler Wälder – in 
diesem Jahr zum Thema „Die Frei-
zeitnutzung im kommunalen Forstbe-
trieb“. Das Programm wird noch be-
kannt gegeben.

FBG Tagung und Kamin-

gespräche 2018

Termine siehe S. 27

Datum: 13.-16. September 2018 | 
Ort: ganz Deutschland
Das Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft ruft die Deutschen 
Waldtage 2018 aus! Alle Forstbetriebe 
sind aufgerufen, lokale Veranstaltungen 
zu organisieren. Der Austausch zwischen 
Sportlern, Erholungssuchenden, Waldbe-
sitzern und im Forst tätigen soll im Mit-
telpunkt stehen. Sprechen Sie als Forst-
betrieb oder Forstbetriebsgemeinschaft 
doch Ihre lokalen Sport- oder Wandverei-
ne an und machen Sie einen gemeinsa-
men Spaziergang im Wald, bei dem Sie 
sich über den Wald als Arbeits- und Er-
holungsraum unterhalten. Eine gemein-
same Pflanzaktion, gemeinsame Turn-

Deutsche Waldtage 2018: „Wald bewegt“ 

übungen oder die Pflege eines Weges 
können den Rahmen geben. 
Es ist eine tolle Möglichkeit, die Arbeit 
von Waldeigentümern anderen Bürgern 
näher zu bringen und die Stimme für den 
Wald weiterzutragen – machen sie also 
mit! Weitere Infos gibt es unter www.
deutsche-waldtage.de oder bei der Ge-
schäftsstelle der Forstkammer.

Datum: 22. / 23. Oktober 2018 | 
Ort: Schönstatt-Zentrum Marien-
fried, Bellensteinstraße 25, 
77704 Oberkirch
Die Fachtagung würdigt die Esskasta-
nie, indem sowhohl die Geschichte als 
auch Waldbauliche Aspekte beleuchtet 

Esskastanie und andere alternative Baumarten 

im Klimawandel – Fachtagung

werden. Thema sind auch die Flatterul-
me, Elsbere, Vogelkirsche, Nussbäume 
und alternative Baumarten in Zeiten des 
Klimawandels. Veranstalter ist die FVA 
Baden-Württemberg. 
Nähere Informationen unter www.fva-
bw.de > Termine.

LITERATUR

Günter D. Roth 

Die BLV Wetterkunde 
Das Standardwerk  

Das komplette Wetterwissen einfach er-
klärt. Ob Sie sich beruflich oder privat für 
das Wettergeschehen interessieren: Hier 
finden Sie die Anleitungen zur gezielten 
Wetterbeobachtung. Dieses umfangrei-

che Standardwerk, das in Zusammen-
arbeit mit dem Deutschen Wetterdienst 
entstand, beantwortet alle Ihre Fragen 
leicht verständlich und genau. Das bril-
lante Bildmaterial macht das Verstehen 
komplexer Zusammenhänge noch leich-
ter. Sie erfahren alles über die Kräfte, die 
das Wetter machen, über Wetterkarten, 
Großwetterlagen, Wettervorhersagen, Wol-
kenarten, Windstärken und mehr. Sie er-
halten das Grundwissen, das Ihnen eine 
eigene Wettervorhersage ermöglicht. Neue 
Fakten zur Poleis- und Gletscherschmelze 
und zu globalen Phänomenen – von Tor-
nados bis Überschwemmungen – brin-
gen Sie auf den aktuellen Stand der Kli-
maforschung.

320 Seiten, 130 Farbfotos, 125 Zeichnun-
gen, ISBN: 978-3-8354-1868-4, 20,00 €, 
BLV Buchverlag GmbH & Co. KG, Alb-
rechtstraße 14, 80636 München
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Stöberseite

Na sowas !

Lärchenwickler fressen sich satt

Sachen gibt’s!

Fast 40 Jahre nach dem letzten großen Befall der Lärchen im 
Oberengadin findet dieses Jahr wieder eine Massenvermeh-
rung der Raupen des Grauen Lärchenwicklers statt. In re-
gelmäßigen Abständen, ungefähr alle 9 Jahre, kommt es zur 
explosiven Vermehrung dieses kleinen Nachtfalters in den in-
neralpinen Tälern quer über die ganzen Alpen. Seine Raupen 
fressen dann jeweils so stark an den Lärchen, dass sich im 
Frühsommer an den Talhängen ganze Wälder rotbraun ver-
färben – wie es in diesem Jahr im Engadin und im Wallis zu 
beobachten war. Doch dies ist keine biologische Katastrophe, 
sondern ein faszinierender ökologischer Wettlauf. Denn dann 

kommt die Wende: Die enorme Menge an Raupen ist ein Pa-
radies für parasitische Schlupfwespen, also Wespen, die ihre 
Eier in andere Insekten legen. Das kann zwar einen Ausbruch 
nicht verhindern, verursacht aber nach wenigen Jahren eine 
extrem hohe Parasitierung der Raupen und führt damit zum ab-
rupten Zusammenbruch der Lärchenwickler-Populationen. Da 
die Lärchen nach dem Verpuppen der Raupen nochmals aus-
treiben, werden ihre Kronen im gleichen Sommer wieder grün 
und können die Ausfälle teilweise kompensieren. Weniger als 
ein Prozent der Bäume sterben ab. In den Jahren der Massen-
vermehrungen wachsen die Lärchen weniger, was sich in der 
Jahrringbreite im Lärchenstamm niederschlägt. Wissenschaft-
ler konnten so diese zyklischen Populationsbewegungen 1200 
Jahre zurückverfolgen. WSL

Waldwirt 7 / 1993
Neue Postleitzahlen – alte Ortsnamen

Der Schwäbische Heimatbund hatte sich in den Jahren der Gemeindere-
form von 1970 bis 1975 in Baden-Württemberg immer dafür ausgespro-
chen, daß möglichst der Name der eingemeindeten Ortschaft mit Binde-
strich hinter den neuen Ortsnamen gesetzt wird. Die Deutsche Bundespost 
hatte dies mit dem Hinweis auf die postalische Lesbarkeit einer begrenzten 
Zahl von Buchstaben in einer Zeile abgelehnt. So entstanden Weinstadt 3,  
Nagold 7, Göppingen 22 und Rottenburg 12. […] Die neuen Postleitzah-
len bieten die einmalige Chance, die althergebrachten Ortsnamen wieder 
in die Adressen voll aufzunehmen, denn die Bundespost liest bei der Zu-
stellung künftig nur noch die fünfstelligen Postleitzahlen. So können Sie 
also mit Fug und Recht hinter der neuen fünfstelligen Postleitzahl schrei-
ben: Weinstadt-Großheppach anstatt bisher Weinstadt 3, Nagold-Hochdorf 
anstatt bisher Nagold 7, Göppingen-Hohenstaufen anstatt bisher Göppin-
gen 11, Rottenburg-Bad Niedernau anstatt bisher Rottenburg 12. Sie stär-
ken damit das Selbstbewußtsein von Gemeinwesen, die ihr politisches Ei-
genleben verloren haben und erweisen auch der Heimatgeschichte einen 
Dienst, wenn Sie die Orte postalisch weiteleben lassen. […] Sie tragen da-
mit bei, das facettenreiche Bild der Besiedlung unseres Landes zu erhalten.

Vor 25 Jahren im Waldwirt

Mit dem Namen der Autoren gekennzeich-
nete Artikel geben nicht grundsätzlich die 
Meinung der Redaktion wieder.

Herausgeber und Redaktion:  
Forstkammer 
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Ausgewachsene Raupe mit Gespinstfäden, angebissenen Nadeln 
und Kotballen  © Beat Wermelinger, WSL

Buchenblatt-Gallmücke

Schon gewusst?

Wer sich seine Rotbuchen in den Sommermonaten etwas ge-
nauer anschaut, kann eventuell die Beutel-Galle der Buchen-
blatt-Gallmücke (Mikiola fagi) entdecken. Die adulten Weibchen 
legen nach der Paarung Eier auf die Blattknospen der Buche 
ab. Die Larven sondern nach dem Schlüpfen chemische Stof-
fe ab, sodass zunächst ein Wall um die Larve gebildet wird, 
bevor sich dann die Galle vollständig schließt. In jeder Galle 
lebt eine Larve. Diese fällt im Herbst zu Boden, wo sie über-
wintert und sich im folgenden Frühjahr zu einer adulten Mü-
cke entwickelt. Nur bei Massenauftreten können bei jungen 
Pflanzen Zuwachsverluste entstehen.

Die Beutel-Galle der Buchenblatt-Gallmücke.  © U. Staudt



Waldschutz:
Unter Waldschutz (auch Forstschutz) werden in der 
Forstwirtschaft Maßnahmen zum Schutz von Wäldern 
und Baumbeständen vor Schäden jeglicher Art  
verstanden.

Wir schützen Ihren Wald
von mechanisch bis biologisch,
vertrauen Sie uns!

Streichfähiges Verbissschutzmittel gegen 

Winter-Wildverbiss an allen Baumarten im Forst.

Büro Nord: 
Flügel GmbH

Roland Jeschke (Dipl. Forstwirt) 

Tel.: 0385-5681-20 

Fax: 0385-5681-21

Mobil: 0170-1877172 

r.jeschke@fluegel-gmbh.de

Zentrale: 
Flügel GmbH

Eisdorfer Str. 21

D-37520 Osterode am Harz 

Tel.: 05522-31242-0 

Fax: 05522-31242-40

info@fluegel-gmbh.de
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